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47. Gesetz vom 17. März 2011, mit dem das Tiroler Raumordnungsgesetz 2006 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Raumordnungsgesetz 2006, LGBl. Nr. 27,
wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 1
Aufgabe und Ziele 

der überörtlichen Raumordnung

(1) Die überörtliche Raumordnung dient der geord-
neten und nachhaltigen räumlichen Entwicklung des
Landes, die die Interessen der Wirtschaft, der Umwelt-
und der Sozialverträglichkeit ausgewogen berücksich-
tigt.

(2) Ziele der überörtlichen Raumordnung sind ins-
besondere:

a) die sparsame und zweckmäßige Nutzung des Bo-
dens,

b) der Schutz und die Pflege der Umwelt, insbeson-
dere die Bewahrung oder die weitestmögliche Wieder-
herstellung der Reinheit von Luft, Wasser und Boden
sowie die Vermeidung oder Verringerung der schäd-
lichen Auswirkungen von Lärm,

c) die Bewahrung oder die weitestmögliche Wieder-
herstellung eines unbeeinträchtigten und leistungsfähi-
gen Naturhaushaltes sowie des Artenreichtums der hei-
mischen Tier- und Pflanzenwelt und ihrer natürlichen
Lebensräume sowie der Schutz und die Pflege der Na-
tur- und der Kulturlandschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart
und Schönheit,

d) die Sicherung des Lebensraumes, insbesondere der
Siedlungsgebiete und der wichtigen Verkehrswege, vor
Naturgefahren,

e) der Schutz von Siedlungsgebieten, von öffentlich
zugänglichen Gebäuden, von wichtigen Verkehrswegen,
soweit dies unter Berücksichtigung der sonstigen
Schutzinteressen dieser Verkehrswege möglich ist, von

Erholungsräumen und von ökologisch besonders wert-
vollen oder empfindlichen Gebieten vor den Gefahren
schwerer Unfälle in Betrieben im Sinn der Richtlinie
96/82/EG zur Beherrschung der Gefahren bei schweren
Unfällen mit gefährlichen Stoffen,

f) die Erhaltung und Weiterentwicklung der Sied-
lungsgebiete zur Deckung des Wohnbedarfes der Be-
völkerung, wobei von nachteiligen Umwelteinflüssen
möglichst gering beeinträchtigte Lebensbedingungen,
die Verhinderung der Zersiedelung, die Verwirklichung
verdichteter Bauformen sowie angemessene Grund-
stückspreise anzustreben sind,

g) die Sicherung und Entwicklung von Erholungs-
räumen und von Erholungseinrichtungen im Nahbe-
reich der Siedlungsgebiete,

h) die Erhaltung und zeitgemäße Entwicklung einer
wettbewerbsfähigen, den Erfordernissen des Arbeits-
marktes, den Versorgungsbedürfnissen der Bevölkerung
und den Erfordernissen des Umweltschutzes entspre-
chenden Wirtschaft; insbesondere sind anzustreben:

1. die Sicherung geeigneter und ausreichend großer
land- und forstwirtschaftlich nutzbarer Flächen, die
Verbesserung der agrarischen Infrastruktur und die
Erhaltung der bäuerlichen Betriebsstrukturen,

2. die Freihaltung von Gebieten mit wichtigen Roh-
stoffvorkommen von Nutzungen, die diese Vorkom-
men beeinträchtigen oder ihrer Erschließung bzw.
Gewinnung entgegenstehen würden,

3. die Sicherung geeigneter und ausreichend großer
Gebiete für das Gewerbe und die Industrie, wobei nach
Möglichkeit regionale Lösungen anzustreben sind,

4. die Sicherung der Grundlagen und die Entwicklung
der infrastrukturellen Voraussetzungen für den Tou-
rismus,

i) eine Verteilung der Standorte von Betrieben und
Einrichtungen mit überörtlicher Versorgungsfunktion,
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die im gesamten Einzugsbereich eine möglichst einfache
und rasche Erreichbarkeit, insbesondere auch mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln, gewährleistet,

j) die möglichst umweltgerechte Deckung der Ver-
kehrsbedürfnisse der Bevölkerung und der Wirtschaft,
wobei die Vermeidung unnotwendigen Verkehrs, die
Verringerung des motorisierten Individualverkehrs, der
Ausbau des öffentlichen Personenverkehrs und die Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf die Bahn anzustreben
sind,

k) die Erhaltung und Weiterentwicklung qualitativ
hochwertiger und bedarfsgerechter Einrichtungen im
Bereich der technischen Infrastrukturen; insbesondere
sind anzustreben:

1. der Schutz wichtiger Quell- und Grundwasservor-
kommen sowie die Sicherung einer ausreichenden und
einwandfreien Wasserversorgung und einer geordneten
Abwasserbeseitigung,

2. die Vorsorge für eine den Erfordernissen der Ab-
fallvermeidung, der Abfalltrennung, der Abfallverwer-
tung und einer geordneten Abfallentsorgung entspre-
chenden Abfallwirtschaft,

3. die Sicherung der Energieversorgung, insbesondere
auch durch die sparsame und zweckmäßige Verwendung
von Energie, und das Streben nach einer möglichst eigen-
ständigen, den Erfordernissen des Umweltschutzes ent-
sprechenden Energieversorgung unter vermehrter Aus-
nützung der heimischen erneuerbaren Energieträger,

4. die Schaffung und Weiterentwicklung von dem
Stand der Technik entsprechenden Einrichtungen der
Informations- und Kommunikationstechnologie,

l) die Erhaltung und Weiterentwicklung qualitativ
hochwertiger, bedarfsgerechter und räumlich ausgewo-
gener Systeme von Einrichtungen im Bereich der sozi-
alen Infrastrukturen, insbesondere von

1. Kinderbetreuungs-, Bildungs-, Kultur- und Sport-
einrichtungen,

2. Einrichtungen zur gesundheitlichen Versorgung
der Bevölkerung, Einrichtungen für betreuungs-, hilfs-
und pflegebedürftige, insbesondere ältere, Menschen
sowie Einrichtungen der Mindestsicherung,

3. Einrichtungen des Rettungswesens, des Feuer-
wehrwesens, des Zivilschutzes und des Katastrophen-
managements sowie Einrichtungen zur Versorgung der
Bevölkerung und der Wirtschaft mit notwendigen Gü-
tern und Dienstleistungen bei Katastrophenfällen und
in Krisenzeiten,

m) die Erhaltung und Stärkung der Wirtschafts- und
der Verwaltungskraft der Gemeinden sowie die Verbes-
serung der Zusammenarbeit der Gemeinden, insbeson-
dere auf regionaler Ebene.

§ 2
Grundsätze 

der überörtlichen Raumordnung

Bei der Erfüllung der Aufgabe der überörtlichen
Raumordnung und bei der Abwägung ihrer Ziele sind
folgende Grundsätze zu beachten:

a) Mit den natürlichen Lebensgrundlagen ist sparsam
umzugehen. Sie sind zu pflegen und so weit wie mög-
lich zu erhalten. Sie dürfen nicht derart in Anspruch ge-
nommen oder belastet werden, dass sie künftigen Ge-
nerationen nicht mehr in ausreichendem Maß und aus-
reichender Güte zur Verfügung stehen.

b) In allen Landesteilen sind unter Beachtung natur-
und lagebedingter Gegebenheiten möglichst gleichwer-
tige Lebensbedingungen anzustreben.

c) Die kulturelle, gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Eigenständigkeit des Landes und seiner Teile ist
unter Berücksichtigung spezifischer regionaler Stärken
zu fördern.

d) Auf grenzübergreifende innerstaatliche und
zwischenstaatliche Zusammenhänge und Verflechtun-
gen ist unter Wahrung der Interessen der Bevölkerung
Bedacht zu nehmen.“

2. Nach § 3 wird folgende Bestimmung als § 4 einge-
fügt:

„§ 4
Koordinierung

(1) Bei der Erlassung von Verordnungen aufgrund
von Landesgesetzen sind Raumordnungsprogramme
(§ 7) zu berücksichtigen. Soweit solche nicht bestehen,
ist auf die Ziele und Grundsätze der überörtlichen
Raumordnung Bedacht zu nehmen.

(2) Investitionen und Förderungsmaßnahmen des
Landes Tirol dürfen nur im Einklang mit Raumord-
nungsprogrammen oder, soweit solche nicht bestehen,
nur unter Bedachtnahme auf allenfalls bestehende Raum-
ordnungspläne (§ 12) und auf die Ziele und Grundsätze
der überörtlichen Raumordnung erfolgen.“

3. § 7 hat zu lauten:
„§ 7

Raumordnungsprogramme

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung
Raumordnungsprogramme zu erlassen. In diesen sind
unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Bestands-
aufnahmen jene Ziele, Grundsätze oder Maßnahmen
festzulegen, die für eine geordnete und nachhaltige
räumliche Entwicklung im Sinn der Ziele und Grund-
sätze der überörtlichen Raumordnung erforderlich sind.

(2) An Maßnahmen kann in Raumordnungspro-
grammen insbesondere festgelegt werden, dass
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a) bestimmte Gebiete oder Grundflächen für be-
stimmte Zwecke gänzlich oder von baulichen Anlagen
bestimmter Art freizuhalten sind, wie beispielsweise 

1. für die Landwirtschaft, 
2. zur Erhaltung der Landschaft oder ökologisch be-

sonders wertvoller Gebiete,
3. zum Schutz von Wasservorkommen,
4. für Maßnahmen zum Schutz vor Lawinen, Hoch-

wasser, Wildbächen, Steinschlag, Erdrutsch oder ande-
ren gravitativen Naturgefahren,

5. für Hochwasserabflussbereiche oder -rückhalte-
räume,

b) bestimmte Gebiete oder Grundflächen der An-
siedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben oder der
Gewinnung von Rohstoffen vorzubehalten sind,

c) bestimmte Grundflächen der Errichtung von Ge-
bäuden oder sonstigen Anlagen von überörtlicher Be-
deutung, die öffentlichen Zwecken dienen, wie Schulen
und sonstige Bildungseinrichtungen, Amtsgebäude,
Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, sonstige Ein-
richtungen der sozialen Infrastruktur, Wasser- und
Energieversorgungsanlagen, Abwasserreinigungsanla-
gen, Bevorratungseinrichtungen und dergleichen, vor-
zubehalten sind,

d) bestimmte Grundflächen – unbeschadet der je-
weiligen Planungskompetenz – der Errichtung überre-
gionaler Leitungsinfrastrukturen oder überörtlicher
Verkehrswege vorzubehalten sind,

e) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Ge-
meinden die Widmung von Grundflächen als Bauland,
als Sonderflächen oder als Vorbehaltsflächen insbeson-
dere im Interesse des Schutzes des Siedlungsraumes vor
nachteiligen Umwelteinflüssen oder vor Lawinen,
Hochwasser, Wildbächen, Steinschlag, Erdrutsch oder
anderen gravitativen Naturgefahren nur bis zu be-
stimmten Grenzen hin zulässig ist; dabei können die
Grenzen für einzelne Arten von Bauland, von Sonder-
flächen oder von Vorbehaltsflächen unterschiedlich
festgelegt werden,

f) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Ge-
meinden die Widmung von Grundflächen als Wohnge-
biet, als Mischgebiet, als Sonderflächen und als Vorbe-
haltsflächen unter Berücksichtigung der Standorte von
Betrieben im Sinn des § 1 Abs. 2 lit. e oder der für die
Ansiedlung oder Erweiterung solcher Betriebe vorgese-
henen Standorte nur bis zu bestimmten Grenzen hin
zulässig ist.

(3) Weiters können Raumordnungsprogramme über
für den Tourismus oder sonst für Freizeit- und Erho-
lungszwecke wichtige Infrastruktureinrichtungen, ins-

besondere über bestimmte Arten von Sportanlagen, er-
lassen werden. In solchen Raumordnungsprogrammen
können Rahmenbedingungen für die Errichtung und die
Erweiterung solcher Anlagen und, sofern dafür die Wid-
mung bestimmter Arten von Sonderflächen erforderlich
ist, weiters Grundsätze über die Zulässigkeit der Wid-
mung entsprechender Sonderflächen festgelegt werden.
Die in einem solchen Raumordnungsprogramm festge-
legten Rahmenbedingungen sind in Verfahren aufgrund
von landesrechtlichen, insbesondere naturschutzrecht-
lichen, Vorschriften nach Maßgabe der betreffenden
Bestimmungen zu berücksichtigen.

(4) Raumordnungsprogramme können für das ganze
Land oder für Teile des Landes (Planungsgebiete) erlas-
sen werden. Die Grenzen von Planungsgebieten, die nur
Teile des Landes umfassen, dürfen die Grenzen von Pla-
nungsverbänden (§ 23) und Gemeinden schneiden,
wenn dies im Hinblick auf den Inhalt des Raumord-
nungsprogrammes zweckmäßig ist.

(5) Soweit einzelne Ziele der überörtlichen Raum-
ordnung vordringlich sind, können in Raumordnungs-
programmen nur jene besonderen Ziele, Grundsätze
oder Maßnahmen festgelegt werden, die für die Ent-
wicklung des Planungsgebietes im Sinn dieser Ziele der
überörtlichen Raumordnung erforderlich sind, sofern
dadurch die geordnete Gesamtentwicklung des Pla-
nungsgebietes nicht beeinträchtigt wird.

(6) In Raumordnungsprogrammen, die Maßnahmen
enthalten, kann eine Reihenfolge für deren Verwirkli-
chung festgelegt werden.

(7) Raumordnungsprogramme haben unionsrecht-
liche Verpflichtungen Österreichs sowie raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen des Bundes, soweit
deren Berücksichtigung verfassungsrechtlich geboten
ist oder Vereinbarungen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG da-
rüber bestehen, zu berücksichtigen. Im Übrigen ist auf
die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des
Bundes und der Gemeinden, im Bereich der gemeinsa-
men Grenzen auch auf die raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen der benachbarten Länder und Staa-
ten, Bedacht zu nehmen.

(8) Wird auf Grundflächen, die aufgrund einer Fest-
legung nach Abs. 2 lit. c oder d einem bestimmten Ver-
wendungszweck vorzubehalten sind, nicht innerhalb
von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten des betreffen-
den Raumordnungsprogrammes mit der Ausführung
eines diesem Verwendungszweck entsprechenden Vor-
habens begonnen, so hat die Landesregierung auf An-
trag der Gemeinde oder des jeweiligen Grundeigen-
tümers die betreffende Festlegung aufzuheben.“



S T Ü C K  17, NR. 47148

4. Im Abs. 2 des § 8 werden in der lit. e der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Bestimmun-
gen als lit. f und g angefügt:

„f) bei Gastgewerbebetrieben zur Beherbergung von
Gästen, in die Betriebe integriert sind, die Waren oder
Waren und Dienstleistungen anbieten, die ausschließ-
lich Zwecken des Gastgewerbes dienenden Flächen,

g) Flächen, auf denen Waren ausschließlich im Rah-
men von Messen ausgestellt oder zum Verkauf angebo-
ten werden; Messen sind zeitlich befristete Veranstal-
tungen, auf denen Waren oder Warenmuster angeprie-
sen und gegebenenfalls auch verkauft werden.“

5. Im Abs. 3 des § 8 wird der vierte Satz aufgehoben.
6. Im Abs. 2 des § 9 wird im ersten Satz das Wort

„Landeslandwirtschaftskammer“ durch das Wort
„Landwirtschaftskammer“ ersetzt.

7. Im Abs. 3 des § 9 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 7 Abs. 1 lit. a bis f“ durch das Zitat „§ 7 Abs. 2“ er-
setzt.

8. Im § 9 wird folgende Bestimmung als Abs. 6 ange-
fügt:

„(6) Die planlichen Darstellungen von Raumord-
nungsprogrammen sind durch Auflegung zur öffent-
lichen Einsichtnahme während der für den Parteienver-
kehr bestimmten Amtsstunden beim Amt der Tiroler
Landesregierung zu verlautbaren und überdies auf der
Internetseite des Landes in einem gegen unbefugte
Änderungen geschützten Dateiformat bekannt zu ma-
chen.“

9. § 10 hat zu lauten:
„§ 10

Änderung 
von Raumordnungsprogrammen

(1) Raumordnungsprogramme sind zu ändern, so-
weit dies

a) durch eine Änderung der dem Raumordnungs-
programm zugrunde liegenden Gegebenheiten im Hin-
blick auf die Ziele und Grundsätze der überörtlichen
Raumordnung oder

b) aufgrund von unionsrechtlichen Verpflichtungen
Österreichs oder aufgrund der verfassungsrechtlich
oder im Hinblick auf Vereinbarungen nach Art. 15a
Abs. 1 B-VG gebotenen Berücksichtigung von raum-
bedeutsamen Planungen oder Maßnahmen des Bundes
zur Vermeidung von Planungswidersprüchen

erforderlich ist.
(2) Raumordnungsprogramme dürfen geändert wer-

den, wenn
a) wichtige im öffentlichen Interesse gelegene Gründe

hierfür vorliegen oder

b) im Fall von Raumordnungsprogrammen mit Maß-
nahmen nach § 7 Abs. 2 lit. a, e oder f nur eine gering-
fügige Änderung der für den jeweiligen Planungszweck
freizuhaltenden Gebiete oder Grundflächen bzw. der
zulässigen Widmungsgrenzen erfolgt, insbesondere zur
Schaffung ausreichend großer Bauplätze oder für sons-
tige Abrundungen des Baulandes,

und die Änderung den Zielen und Grundsätzen der
überörtlichen Raumordnung nicht widerspricht.

(3) Anlässlich der Fortschreibung der örtlichen
Raumordnungskonzepte (§ 31a) dürfen Raumord-
nungsprogramme mit Maßnahmen nach § 7 Abs. 2 lit. a,
e oder f weiters geändert werden, wenn sie zum aufge-
legten Entwurf des fortgeschriebenen örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes im Widerspruch stehen und die mit
diesem Entwurf verfolgten örtlichen Raumordnungsin-
teressen den mit dem Raumordnungsprogramm ver-
folgten überörtlichen Raumordnungsinteressen unter
Bedachtnahme auf die jeweiligen Raumordnungsziele
zumindest gleichwertig sind.

(4) Entwürfe über die Änderung von Raumord-
nungsprogrammen mit Ausnahme von Raumordnungs-
programmen nach § 8 Abs. 3, 4 und 5 sind einer Um-
weltprüfung nach dem Tiroler Umweltprüfungsgesetz
zu unterziehen. Dies gilt nicht für geringfügige Abrun-
dungen im Sinn des Abs. 2 lit. b oder wenn die Ände-
rung sonst geringfügig ist und voraussichtlich keine er-
heblichen Umweltauswirkungen zur Folge hat. Bei der
Beurteilung der Erheblichkeit der Umweltauswirkun-
gen sind die Kriterien nach Anhang II der Richtlinie
2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkun-
gen bestimmter Pläne und Programme zu berücksichti-
gen. Die Landesregierung kann durch Verordnung nä-
here Bestimmungen darüber erlassen, unter welchen
Voraussetzungen Entwürfe über die Änderung von
Raumordnungsprogrammen keiner Umweltprüfung
bedürfen. Insbesondere können Kriterien bestimmt
werden, bei deren Vorliegen eine Umweltprüfung für die
Änderung von Raumordnungsprogrammen oder von
bestimmten Arten von Raumordnungsprogrammen
keinesfalls erforderlich ist. Dabei können auch Grenz-
oder Schwellenwerte festgelegt werden.

(5) Für das Verfahren zur Änderung von Raumord-
nungsprogrammen gilt § 9 sinngemäß mit der Maßgabe,
dass

a) die Frist für die Abgabe der Stellungnahmen nach
§ 9 Abs. 2 dritter Satz einen Monat zu betragen hat,

b) die Auflegung des Entwurfes nach § 9 Abs. 3 erster
Satz auf die von der Änderung betroffenen Gemeinden
beschränkt werden kann; in diesem Fall sind die übri-
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gen Gemeinden des Planungsgebietes von der Aufle-
gung zu verständigen,

c) die Verlautbarung der Auflegung nach § 9 Abs. 3
vierter Satz unterbleiben kann.

(6) Das Verfahren nach Abs. 5 kann in den Fällen des
Abs. 2 lit. b und, sofern im aufgelegten Entwurf des fort-
geschriebenen örtlichen Raumordnungskonzeptes auf
den bestehenden Planungswiderspruch hingewiesen
wird, auch in den Fällen des Abs. 3 entfallen. Den be-
troffenen Planungsverbänden und Gemeinden ist in den
Fällen des Abs. 3 jedoch der Entwurf der Änderung zur
Abgabe einer Stellungnahme zu übersenden. Für die
Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von einem
Monat einzuräumen. In den Fällen des Abs. 3 ist vor der
Änderung des Raumordnungsprogrammes weiters die
betreffende Untergruppe des Raumordnungsbeirates
(§ 21) zu hören.

(7) Unbeschadet des Abs. 1 sind Raumordnungs-
programme jedenfalls alle zehn Jahre daraufhin zu über-
prüfen, ob sie den gesetzlichen Voraussetzungen weiter-
hin entsprechen. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Ab-
grenzung des Planungsgebietes mit den aktuell verfüg-
baren Plangrundlagen übereinstimmt. Raumordnungs-
programme sind jedenfalls insoweit zu ändern, als die-
sen Erfordernissen nicht mehr entsprochen wird.“

10. Im Abs. 1 des § 11 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Landesregierung kann auf Antrag einer Ge-

meinde diese mit schriftlichem Bescheid ermächtigen,
ungeachtet einer Festlegung nach § 7 Abs. 2 lit. a oder
e in einem Raumordnungsprogramm einzelne davon
betroffene Grundflächen als Sonderfläche oder als Vor-
behaltsfläche nach § 52 oder § 52a zu widmen.“

11. Der Abs. 5 des § 11 wird aufgehoben.
12. Nach § 11 wird folgende Bestimmung als § 12 ein-

gefügt:
„§ 12

Raumordnungspläne

(1) Das Amt der Landesregierung kann unter Berück-
sichtigung der Ergebnisse der Bestandsaufnahmen Ent-
scheidungsgrundlagen zu Fragen der räumlichen Ent-
wicklung des Landes oder von Teilen des Landes ausar-
beiten, sofern die Erlassung von Raumordnungspro-
grammen nicht in Betracht kommt (Raumordnungs-
pläne).

(2) Raumordnungspläne können fachübergreifend
(integrale Pläne) oder fachbezogen (sektorale Pläne) er-
stellt werden. Raumordnungspläne haben die im Hin-
blick auf die jeweilige Fragestellung bedeutsamen Ziele,
Grundsätze, Leitlinien, Strategien oder Maßnahmen
einschließlich der Möglichkeiten der Koordination ver-

schiedener raumbedeutsamer Planungen und Maßnah-
men aufzuzeigen.

(3) Der Entwurf eines Raumordnungsplanes ist den
im § 9 Abs. 2 genannten Stellen zur Abgabe einer Stel-
lungnahme zu übersenden. Für die Abgabe der Stel-
lungnahme ist eine Frist von einem Monat einzuräumen.
Weiters ist eine Stellungnahme des Raumordnungsbei-
rates zum Entwurf einzuholen. § 9 Abs. 4 zweiter Satz
gilt sinngemäß.“

13. Die bisherigen §§ 12 bis 15 erhalten die Paragra-
phenbezeichnungen „13“ bis „16“. In den nunmehrigen
§§ 13 bis 16 werden die Zitate „§ 12“, „§ 13“, „§ 14“ und
„§ 15“ jeweils durch die Zitate „§ 13“, „§ 14“, „§ 15“ bzw.
„§ 16“ ersetzt.

14. Im I. Teil wird vor dem nunmehrigen § 13 fol-
gende Abschnittsbezeichnung eingefügt:

„3. A b s c h n i t t
Freizeitwohnsitze“

15. Im Abs. 1 des nunmehrigen § 13 wird die lit. a
durch folgende lit. a und b ersetzt:

„a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gäs-
ten, sofern Gemeinschaftsräume vorhanden sind und
gewerbetypische Dienstleistungen, insbesondere die
regelmäßige Raumreinigung und das regelmäßige Wech-
seln der Wäsche, erbracht werden und überdies seitens
des Betriebes die ständige Erreichbarkeit einer An-
sprechperson gewährleistet ist,

b) Kur- und Erholungsheime, die von öffentlichen
oder gemeinnützigen Einrichtungen oder Betrieben
oder Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt erhal-
ten werden,“

16. Im Abs. 1 des nunmehrigen § 13 erhalten die bis-
herigen lit. b und c die Buchstabenbezeichnungen „c“
und „d“.

17. Der Abs. 2 des nunmehrigen § 13 hat zu lauten:
„(2) Als Freizeitwohnsitze dürfen nur mehr Wohn-

sitze verwendet werden, 
a) die in der Zeit vom 1. Jänner 1994 bis einschließ-

lich 31. Dezember 1998 nach den jeweils in Geltung ge-
standenen raumordnungsrechtlichen Vorschriften oder
nachträglich nach § 17 als Freizeitwohnsitze angemel-
det worden sind und für die eine Feststellung über die
Zulässigkeit der Verwendung des betreffenden Wohn-
sitzes als Freizeitwohnsitz vorliegt oder

b) für die eine Baubewilligung im Sinn des § 4 Abs. 1
des Gesetzes über die ausnahmsweise Zulässigkeit von
Gebäuden im Freiland, LGBl. Nr. 11/1994, vorliegt.

Darüber hinaus dürfen neue Freizeitwohnsitze im
Wohngebiet, in Mischgebieten und auf Sonderflächen
für Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gästen
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geschaffen werden, wenn dies für einen bestimmten Be-
reich durch eine entsprechende Festlegung im Flächen-
widmungsplan für zulässig erklärt worden ist. Hierbei
ist die dort höchstzulässige Anzahl an Freizeitwohnsit-
zen festzulegen.“

18. Der Abs. 4 des nunmehrigen § 13 hat zu lauten:
„(4) Die Baubewilligung für Neubauten, die ganz

oder teilweise als Freizeitwohnsitze verwendet werden
sollen, sowie für Zu- und Umbauten und die Änderung
des Verwendungszweckes von bisher anderweitig ver-
wendeten Gebäuden, Wohnungen oder sonstigen Ge-
bäudeteilen, durch die Freizeitwohnsitze neu geschaf-
fen werden sollen, darf unbeschadet der sonstigen Be-
willigungsvoraussetzungen nur erteilt werden, wenn
für das betreffende Grundstück eine Festlegung nach
Abs. 2 zweiter und dritter Satz vorliegt und die höchst-
zulässige Anzahl an Freizeitwohnsitzen nicht über-
schritten wird. Maßgebend ist die Anzahl der Freizeit-
wohnsitze aufgrund des Verzeichnisses der Freizeit-
wohnsitze nach § 14 Abs. 1. Auf Sonderflächen für
Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gästen
dürfen Neubauten, die ganz oder teilweise als Freizeit-
wohnsitze verwendet werden sollen, nicht errichtet
werden.“

19. Im Abs. 9 des nunmehrigen § 13 hat die lit. a zu
lauten:

„a) ohne den Tatbestand einer Verwaltungsübertre-
tung nach § 36 Abs. 1 lit. c des Tiroler Grundverkehrs-
gesetzes 1996 zu verwirklichen, einen Wohnsitz, dessen
Eigenschaft als Freizeitwohnsitz aufgrund des § 16
Abs. 1 lit. a und 2 erloschen ist oder aufgrund des § 16
Abs. 1 lit. b und 3 als erloschen festgestellt worden ist,
weiterhin als Freizeitwohnsitz verwendet oder anderen
zur Verwendung als Freizeitwohnsitz überlässt oder“

20. Der Abs. 10 des nunmehrigen § 13 hat zu lauten:
„(10) Verwaltungsübertretungen nach den Abs. 8

und 9 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe bis zu 40.000,– Euro zu bestrafen.“

21. Im Abs. 1 des nunmehrigen § 14 werden im ers-
ten Satz das Wort „Feststellung“ durch die Worte „Fest-
stellung oder Baubewilligung“ und in der lit. d das Zitat
„(§ 61 Abs. 2)“ durch das Zitat „(§ 61 Abs. 3)“ ersetzt.

21a. Die Abs. 4 und 5 des nunmehrigen § 14 werden
aufgehoben.

21b. Im Abs. 1 erster Satz und Abs. 2 zweiter Satz des
nunmehrigen § 15 wird das Wort „Feststellung“ jeweils
durch die Worte „Feststellung oder Baubewilligung“ er-
setzt.

22. Im Abs. 2 des nunmehrigen § 15 hat der erste Satz
zu lauten:

„Zubauten und Änderungen des Verwendungs-
zweckes von bisher anderweitig verwendeten Gebäuden
oder Gebäudeteilen, durch die bestehende Freizeit-
wohnsitze vergrößert werden sollen, sind nur mehr in-
soweit zulässig, als dadurch die Baumasse und die Wohn-
nutzfläche des betreffenden Freizeitwohnsitzes um ins-
gesamt nicht mehr als jeweils 25 v. H. vergrößert wer-
den.“

23. Der Abs. 3 des nunmehrigen § 15 hat zu lauten:
„(3) Für Freizeitwohnsitze im Freiland gilt § 42 Abs. 5

sinngemäß.“
24. Die bisherigen §§ 16 und 17 werden durch den

folgenden § 17 ersetzt:
„§ 17

Nachträgliche Anmeldung von Freizeitwohn-
sitzen, anhängige Feststellungsverfahren

(1) Wohnsitze, die
a) am 31. Dezember 1993 nach den raumordnungs-

rechtlichen Vorschriften rechtmäßig als Freizeitwohn-
sitze verwendet worden sind und

b) weiterhin als Freizeitwohnsitze verwendet werden
sollen,

können vom Eigentümer oder vom sonst hierüber
Verfügungsberechtigten letztmalig bis zum 30. Juni
2014 beim Bürgermeister nachträglich angemeldet wer-
den.

(2) In der Anmeldung ist durch geeignete Unterla-
gen oder sonstige Beweismittel nachzuweisen, dass der
Wohnsitz bereits am 31. Dezember 1993 als Freizeit-
wohnsitz verwendet worden ist. Die Anmeldung hat
weiters die Angaben nach § 14 Abs. 1 lit. a bis d zu ent-
halten. Bei Gebäuden mit mehr als drei im Wohnungs-
eigentum stehenden Wohnungen, für die die Baubewil-
ligung nach dem 21. September 1973 erteilt worden ist,
ist weiters ein einstimmiger Beschluss aller Wohnungs-
eigentümer oder an dessen Stelle eine gerichtliche Ent-
scheidung vorzulegen, wonach der Verwendung der be-
treffenden Wohnung als Freizeitwohnsitz zugestimmt
wird. Dieser Zustimmung bedarf es nicht für Gebäude
auf Grundstücken, die am 31. Dezember 1993 als Son-
derflächen für Apartmenthäuser gewidmet waren.

(3) Der Bürgermeister hat aufgrund der Anmeldung
mit schriftlichem Bescheid festzustellen, ob der betref-
fende Wohnsitz als Freizeitwohnsitz verwendet werden
darf. Die Zulässigkeit der Verwendung des betreffenden
Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz ist festzustellen, wenn
die Voraussetzungen nach Abs. 1 und im Fall des Abs. 2
dritter Satz weiters die wohnungseigentumsrechtliche
Zustimmung zur Verwendung des betreffenden Wohn-
sitzes als Freizeitwohnsitz vorliegen. Anderenfalls ist
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die Unzulässigkeit der Verwendung des betreffenden
Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz festzustellen. Im Fall
des Abs. 2 dritter Satz gilt dies auch, wenn im betref-
fenden Gebäude im Zeitpunkt der Anmeldung bereits
drei Wohnungen bestehen, die rechtmäßig als Freizeit-
wohnsitze verwendet werden oder hinsichtlich deren die
wohnungseigentumsrechtliche Zustimmung zur Ver-
wendung als Freizeitwohnsitz vorliegt.

(4) Bescheide über die Zulässigkeit der Verwendung
eines Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz haben die Anga-
ben nach § 14 Abs. 1 lit. a bis d zu enthalten. 

(5) Parteien des Verfahrens sind der Eigentümer des
betreffenden Wohnsitzes und, sofern dieser die Anmel-
dung erstattet hat, auch der sonst hierüber Verfügungs-
berechtigte. Im Fall des Abs. 2 dritter Satz sind weiters
alle Wohnungseigentümer Parteien. Sie sind berechtigt,
das Fehlen der wohnungseigentumsrechtlichen Zu-
stimmung zur Verwendung des betreffenden Wohnsit-
zes als Freizeitwohnsitz geltend zu machen.

(6) Nach § 16 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1997 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 28/1997 an-
hängige Feststellungsverfahren sind nach den Abs. 2
bis 5 weiterzuführen. Der Nachweis nach Abs. 2 erster
Satz ist nicht erforderlich, wenn sich der Verwendungs-
zweck als Freizeitwohnsitz bereits aufgrund der Baube-
willigung ergibt. Bescheiden über die Feststellung der
Zulässigkeit der Verwendung von Wohnsitzen als Frei-
zeitwohnsitz ist die Baumasse im Sinn des § 61 Abs. 3
zweiter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 10/1997 zugrunde
zu legen.

(7) Bescheide, mit denen entgegen diesem Gesetz die
Zulässigkeit der Verwendung eines Wohnsitzes als Frei-
zeitwohnsitz festgestellt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler.

(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung die
für die Anmeldung von Wohnsitzen als Freizeitwohn-
sitze zu verwendenden Formulare festlegen.“

25. Im I. Teil erhalten der bisherige 3. und 4. Abschnitt
die Abschnittsbezeichnungen „4.“ und „5.“.

26. Im Abs. 2 des § 18 hat die lit. e zu lauten:
„e) je ein Vertreter der Landwirtschaftskammer und

der Landarbeiterkammer,“
27. Im Abs. 2 des § 27 haben die lit. a und b zu lauten:
„a) die Erhaltung und Entwicklung des Siedlungs-

raumes und die Verhinderung der Zersiedelung durch
die bestmögliche Anordnung und Gliederung der Be-
bauung, insbesondere des Baulandes, im Hinblick auf
die Erfordernisse des Schutzes des Landschaftsbildes,
der Sicherung vor Naturgefahren, der verkehrsmäßigen

Erschließung, insbesondere auch mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, der Erschließung mit Einrichtungen zur
Wasser-, Löschwasser- und Energieversorgung, zur
Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung sowie der
Schaffung sonstiger infrastruktureller Einrichtungen,
wie Kindergärten, Schulen und dergleichen,

b) die Ausweisung ausreichender Flächen zur Befrie-
digung des Wohnbedarfes der Bevölkerung und für die
Erhaltung und Weiterentwicklung der Wirtschaft ent-
sprechend dem bei einer zweckmäßigen und Boden
sparenden Bebauung im jeweiligen Planungszeitraum
(§ 31a) gegebenen Bedarf,“

28. Im Abs. 2 des § 27 hat die lit. d zu lauten:
„d) die Vorsorge für die bestimmungsgemäße Ver-

wendung des Baulandes und der bestehenden Bausub-
stanz insbesondere zur Deckung des Grundbedarfes an
Wohnraum und an Flächen für Zwecke der Wirtschaft
zu angemessenen Preisen, insbesondere durch Maßnah-
men nach § 33,“

29. Im Abs. 2 des § 27 wird folgende Bestimmung als
lit. e eingefügt:

„e) die Vorsorge für eine zweckmäßige und Boden
sparende, auf die Bedürfnisse der Bevölkerung und die
Erfordernisse des Schutzes des Orts-, Straßen- und
Landschaftsbildes abgestimmte Bebauung unter Be-
rücksichtigung der Möglichkeiten verdichteter Baufor-
men einschließlich der nachträglichen Verdichtung be-
stehender Bauformen,“

30. Im Abs. 2 des § 27 erhalten die bisherigen lit. e
bis l die Buchstabenbezeichnungen „f“ bis „m“.

31. Im Abs. 2 des § 27 hat die nunmehrige lit. f zu
lauten:

„f) die Vorsorge für eine zweckmäßige und Boden
sparende verkehrsmäßige Erschließung der bebauten
und zu bebauenden Gebiete unter Berücksichtigung
auch der Erfordernisse des öffentlichen Verkehrs sowie
des Fußgänger- und Radverkehrs,“

32. Im Abs. 2 des § 27 werden in der nunmehrigen
lit. m der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und fol-
gende lit. n angefügt:

„n) die Stärkung und Belebung gewachsener Orts-
kerne.“

33. Im Abs. 2 des § 28 wird folgender Satz angefügt:
„Im Fall einer Gefährdung durch Hochwasser sind

weiters die erforderlichen Hochwasserrückhalteräume
zu erheben.“

34. Im § 28 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 ein-
gefügt:

„(3) In der Bestandsaufnahme sind weiters die als
Bauland gewidmeten unbebauten Grundflächen sowie
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jene ungenutzten Gebäude, die für eine spätere Ver-
wendung zu Wohnzwecken oder zu geschäftlichen oder
betrieblichen Zwecken in Betracht kommen, zu erhe-
ben. In der Bestandsaufnahme sind ferner allfällige für
eine Baulandumlegung (§ 72) in Betracht kommende
Gebiete zu erheben.“

35. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 28 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(4)“ und „(5)“.

36. Nach § 28 wird folgende Bestimmung als § 28a
eingefügt:

„§ 28a
Baulandbilanz

(1) Die Landesregierung hat auf der Grundlage der
Grundstücksdatenbank, der digitalen Katastralmappe,
der digitalen Daten des Flächenwidmungsplanes und
von Erhebungen der baulichen Nutzung längstens alle
fünf Jahre für jede Gemeinde eine Baulandbilanz zu er-
stellen und dieser zur Verfügung zu stellen. Die Erstel-
lung der Baulandbilanz ist nach Möglichkeit so mit der
Fortschreibung der örtlichen Raumordnungskonzepte
abzustimmen, dass der Gemeinde zu diesem Zweck
möglichst aktuelle Daten zur Verfügung stehen.

(2) Die Baulandbilanz hat jedenfalls eine Zusam-
menstellung über das Ausmaß der als Bauland, als
Sonderflächen und als Vorbehaltsflächen gewidmeten
Grundflächen zu enthalten. Dabei sind das Gesamtaus-
maß dieser Grundflächen sowie nach Widmungsarten
gegliedert das Ausmaß der bebauten, der unbebauten
und der für eine Verdichtung der bestehenden Bebau-
ung in Betracht kommenden Grundflächen einschließ-
lich des prozentuellen Anteils dieser Flächen an der je-
weiligen Gesamtfläche tabellarisch und in Form eines
Übersichtsplanes darzustellen.“

37. Im Abs. 1 des § 29 hat der erste Satz zu lauten:
„Jede Gemeinde hat durch Verordnung ein örtliches

Raumordnungskonzept, einen Flächenwidmungsplan
sowie nach Maßgabe des § 54 Bebauungspläne zu er-
lassen.“

38. Die Abs. 3 und 4 des § 29 haben zu lauten:
„(3) Die örtlichen Raumordnungskonzepte, die Flä-

chenwidmungspläne und die Bebauungspläne sind in
digitaler Form zu erstellen. Die Flächenwidmungspläne
sind weiters auf der Grundlage digitaler Daten zu be-
schließen und elektronisch kundzumachen. Die digita-
len Daten müssen ein Format aufweisen, das die Auf-
wärtskompatibilität gewährleistet, und in einem zuver-
lässigen Prozess erzeugt werden. Digitale Daten, denen
ein Beschluss des Gemeinderates zugrunde liegt, dürfen
nicht mehr geändert und gelöscht werden.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung nä-
here Bestimmungen über die Erstellung, die digitalen

Formate, die Form und den Maßstab der örtlichen
Raumordnungskonzepte, der Flächenwidmungspläne
und der Bebauungspläne zu erlassen. Dabei sind insbe-
sondere die zu verwendenden Pläne und Daten sowie
die darin zu verwendenden Planzeichen und Bezeich-
nungen zu regeln. Die Verpflichtungen aus den Durch-
führungsbestimmungen nach Art. 4 Abs. 7, Art. 7 Abs. 1,
Art. 16, Art. 17 Abs. 8 und Art. 21 Abs. 4 der INSPIRE-
Richtlinie 2007/2/EG sind zu berücksichtigen. Hin-
sichtlich der Flächenwidmungspläne ist weiters die von
der Landesregierung zur Verfügung zu stellende EDV-
Anwendung einschließlich des Zuganges, der Schnitt-
stellen, der Übermittlungsvorgänge und der Mindest-
anforderungen an die Datensicherheit zu regeln.“

39. Die Abs. 5 bis 8 des § 29 werden aufgehoben.
40. Nach § 29 wird folgende Bestimmung als § 29a

eingefügt:
„§ 29a

Kostenbeiträge

(1) Die Eigentümer der betroffenen Grundstücke, im
Fall des Bestehens eines Baurechtes der Bauberechtigte,
haben einen Beitrag zu den Kosten der Ausarbeitung der
Änderung des Flächenwidmungsplanes zu leisten. Dies
gilt nicht in Bezug auf Grundstücke, für die der Flä-
chenwidmungsplan derart geändert wird, dass sich
gegenüber der bisherigen Widmung wesentliche Ein-
schränkungen hinsichtlich der baulichen Nutzung er-
geben. Der Beitrag ist das Produkt aus der Fläche des
als Bauland oder als Sonderfläche gewidmeten Grund-
stückes in Quadratmetern und dem Beitragssatz. Wird
nur ein Teil eines Grundstückes als Bauland oder als
Sonderfläche gewidmet, so ist die von der Widmung be-
troffene Teilfläche heranzuziehen. Der Beitragssatz ist
durch Verordnung der Landesregierung für alle Ge-
meinden des Landes einheitlich festzulegen. Die Höhe
des Beitragssatzes hat sich nach den den Gemeinden
für die Änderung des Flächenwidmungsplanes durch-
schnittlich erwachsenden Kosten zu richten. Die Ein-
nahmen der Gemeinden aus dem Beitrag dürfen durch-
schnittlich 50 v. H. dieser Kosten nicht übersteigen. Der
Beitragssatz kann gestaffelt insbesondere nach der Art
der Widmung, der Grundstücksgröße oder abhängig
davon, ob die Änderung des Flächenwidmungsplanes
durch die Gemeinde oder nach § 68a Abs. 2 erstellt wor-
den ist oder ob diese einer Umweltprüfung zu unter-
ziehen ist oder nicht, festgelegt werden. Weiters kann
ein Höchstbeitrag bezogen jeweils auf ein Grundstück
festgelegt werden. Der Bürgermeister hat den Beitrag
mit dem Inkrafttreten der betreffenden Änderung des
Flächenwidmungsplanes mit schriftlichem Bescheid
vorzuschreiben.
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(2) Die Eigentümer der betroffenen Grundstücke, im
Fall des Bestehens eines Baurechtes der Bauberechtigte,
haben einen Beitrag zu den Kosten der Ausarbeitung der
Bebauungspläne und deren Änderung zu leisten. Dies
gilt bei Grundstücken im Sinn des § 54 Abs. 4 nur dann,
wenn durch die Erlassung des Bebauungsplanes im Ver-
gleich zur bisher zulässigen baulichen Nutzung eine grö-
ßere Intensität oder Dichte der Bebauung ermöglicht
wird. Der Beitrag ist ein fester Betrag, der für jeden vom
Bebauungsplan umfassten Bauplatz zu entrichten ist.
Der Beitrag ist durch Verordnung der Landesregierung
gestaffelt nach Bauweisen für alle Gemeinden des Lan-
des einheitlich festzulegen. Die Höhe des Beitrages hat
sich nach den den Gemeinden für die Bebauungsplanung
durchschnittlich erwachsenden Kosten zu richten. Die
Einnahmen der Gemeinden aus dem Beitrag dürfen
durchschnittlich 50 v. H. dieser Kosten nicht überstei-
gen. Der Bürgermeister hat den Beitrag mit dem In-
krafttreten des betreffenden Bebauungsplanes oder
dessen Änderung mit schriftlichem Bescheid vorzu-
schreiben.

(3) Auf das Verfahren findet das Allgemeine Verwal-
tungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51, Anwendung.
Die Ansprüche auf die Beiträge nach den Abs. 1 und 2
verjähren mit dem Ablauf von drei Jahren beginnend mit
dem Zeitpunkt, in dem sie vorzuschreiben sind.“

41. Die §§ 31 und 31a haben zu lauten:

„§ 31
Inhalt

(1) Im örtlichen Raumordnungskonzept sind unter
Berücksichtigung der Ergebnisse der Bestandsaufnahme
und der Daten der Baulandbilanz grundsätzliche Fest-
legungen über die geordnete räumliche Entwicklung der
Gemeinde im Sinn der Ziele der örtlichen Raumordnung
zu treffen. Das örtliche Raumordnungskonzept ist auf
einen Planungszeitraum von zehn Jahren auszurichten.
Im örtlichen Raumordnungskonzept sind jedenfalls
festzulegen:

a) die Gebiete und Grundflächen, die insbesondere
im Interesse der Ziele der örtlichen Raumordnung nach
§ 27 Abs. 2 lit. h, i und j von einer diesen Zielen wider-
sprechenden Bebauung oder von jeglicher Bebauung mit
Ausnahme der nach § 41 Abs. 2 und § 42 im Freiland zu-
lässigen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen frei-
zuhalten sind,

b) die angestrebte Bevölkerungs- und Haushaltsent-
wicklung in der Gemeinde unter Bedachtnahme auf den
vorhandenen Siedlungsraum,

c) die angestrebte wirtschaftliche Entwicklung der
Gemeinde unter besonderer Berücksichtigung der Wirt-

schaftszweige und Betriebsformen mit erheblichen Aus-
wirkungen auf die sonstige Entwicklung der Gemeinde,
insbesondere der Tourismuswirtschaft sowie der Groß-
formen von Handel, Gewerbe und Industrie,

d) das Höchstausmaß jener Grundflächen, die im
Hinblick auf die Festlegung nach lit. b zum Zweck der
Befriedigung des Wohnbedarfes als Bauland oder als
Vorbehaltsflächen nach § 52a gewidmet werden dürfen,
sowie die Grundflächen, die zu diesem Zweck entspre-
chend gewidmet werden dürfen, und die zeitliche Ab-
folge der Widmung dieser Grundflächen,

e) das Höchstausmaß jener Grundflächen, die im
Hinblick auf die Festlegung nach lit. c für Zwecke der
Wirtschaft als Bauland gewidmet werden dürfen, sowie
die Grundflächen, die zu diesem Zweck als Bauland ge-
widmet werden dürfen, und die zeitliche Abfolge der
Widmung dieser Grundflächen als Bauland,

f) im Fall, dass das Ausmaß des bereits gewidmeten
Baulandes im Widerspruch zu einer Festlegung nach
lit. d oder e über die zeitliche Abfolge der Widmung des
Baulandes steht, jene noch unbebauten, als Bauland ge-
widmeten Grundflächen, die für eine Bebauung inner-
halb des Planungszeitraumes grundsätzlich in Betracht
kommen, die jedoch erst bei Vorliegen bestimmter wei-
terer Voraussetzungen bebaut werden dürfen,

g) die Grundzüge der Gliederung des Baulandes, ins-
besondere hinsichtlich der Intensität und Dichte der
Bebauung und der Erhaltung von unbebauten Flächen
im Bereich des Baulandes,

h) die erforderlichen Verkehrsflächen und ihre groß-
räumige Führung,

i) die erforderlichen Einrichtungen zur Wasser-,
Löschwasser- und Energieversorgung und zur Abwas-
serbeseitigung,

j) die erforderlichen Bildungseinrichtungen sowie
sozialen, kulturellen und sportlichen Einrichtungen,

k) die Maßnahmen zum Schutz bzw. zur Sanierung
von Gebieten nach § 28 Abs. 4 lit. e und f.

(2) Als Grundflächen, die als Vorbehaltsflächen für
den geförderten Wohnbau in Betracht kommen (Abs. 1
lit. d), sind soweit wie möglich Grundflächen heranzu-
ziehen, die im Eigentum der Gemeinde, des Tiroler Bo-
denfonds (§ 93) und von Bauträgern stehen, die geför-
derte Wohnbauten errichten. 

(3) Sofern Grundflächen im Sinn des Abs. 2 nicht
oder nicht in ausreichendem Ausmaß zur Verfügung ste-
hen, sind unbebaute Grundflächen, die im Eigentum
anderer Personen oder Rechtsträger stehen, heranzu-
ziehen. Bei der Auswahl dieser Grundflächen ist auf den
Grad ihrer Eignung für den geförderten Wohnbau, ins-
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besondere im Hinblick auf die Lage, die Möglichkeiten
einer verdichteten Bebauung und die erschließungsmä-
ßigen Voraussetzungen Bedacht zu nehmen. Bei Grund-
flächen im Bauland ist überdies der Zeitraum seit dem
Inkrafttreten der Widmung als Bauland zu berücksich-
tigen. Vorrangig sind solche Grundflächen heranzuzie-
hen, deren erstmalige Widmung als Bauland mindestens
15 Jahre zurückliegt. Grundflächen im Bauland dürfen
weiters nur im Ausmaß von höchstens 50 v. H. der im
Eigentum ein und derselben Person oder ein und des-
selben Rechtsträgers stehenden Grundflächen im Sinn
des Abs. 1 lit. d herangezogen werden, wobei Grund-
flächen im Ausmaß von mindestens 1.500 m² unberührt
bleiben müssen. Grundflächen im Bauland, die im
Eigentum ein und derselben Person oder ein und des-
selben Rechtsträgers stehen und deren Ausmaß insge-
samt 2.000 m² nicht übersteigt, dürfen nicht herange-
zogen werden.

(4) Bei der Festlegung der Grundflächen nach Abs. 1
lit. f ist insbesondere der Zeitraum seit dem Inkrafttre-
ten der Widmung der betreffenden Grundflächen als
Bauland zu berücksichtigen. Vorrangig sind jene Grund-
flächen heranzuziehen, deren erstmalige Widmung als
Bauland mindestens 15 Jahre zurückliegt. Weiters ist der
Grad der Eignung der betreffenden Grundflächen für
eine Bebauung, insbesondere im Hinblick auf die Lage
und die erschließungsmäßigen Voraussetzungen, zu be-
rücksichtigen.

(5) Im örtlichen Raumordnungskonzept sind weiters
jene Gebiete und Grundflächen festzulegen, für die Be-
bauungspläne zu erlassen sind (§ 54 Abs. 2 und 3). Die
Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplänen ist
jedenfalls für größere, im Wesentlichen noch unbebaute
Gebiete und Grundflächen sowie für sonstige Gebiete
und Grundflächen vorzusehen, bei denen dies im Hin-
blick auf die bestehende Grundstücksordnung oder den
Stand der Erschließung oder Bebauung zur Gewährleis-
tung einer (weiteren) geordneten verkehrsmäßigen Er-
schließung oder einer (weiteren) geordneten und Boden
sparenden Bebauung erforderlich ist. Dies gilt nicht,
wenn die Erlassung von Bebauungsplänen aufgrund der
Größe der Gemeinde, der Siedlungs- und der Grund-
stücksstrukturen oder der aktuellen und der in abseh-
barer Zeit zu erwartenden Bautätigkeit zur Gewährleis-
tung dieser Zielsetzungen nicht erforderlich ist. Die
Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplänen kann
auch hinsichtlich jener Gebiete und Grundflächen vor-
gesehen werden, bei denen dies zur Gewährleistung
einer (weiteren) geordneten verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung oder einer (weiteren) geordneten und Boden spa-

renden Bebauung, insbesondere zur Verwirklichung ver-
dichteter Bauformen einschließlich der nachträglichen
Verdichtung bestehender Bauformen, zweckmäßig ist.

(6) Im örtlichen Raumordnungskonzept können fer-
ner für Gebiete und Grundflächen, für die ein Bebau-
ungsplan nicht besteht, hinsichtlich der verkehrsmäßi-
gen Erschließung textliche Festlegungen über die Fahr-
bahnbreiten und hinsichtlich der Bebauung textliche
Festlegungen über die Mindestabstände baulicher An-
lagen von den Straßen, die Mindest- und Höchstbau-
dichten, die Bauhöhen, die Fassadenstrukturen, die Ge-
staltung der Dachlandschaften und dergleichen sowie
textliche Festlegungen über das zulässige Ausmaß von
Geländeveränderungen getroffen werden.

(7) Im örtlichen Raumordnungskonzept sind jene
Gebiete festzulegen, für die eine Baulandumlegung
(§ 72) erforderlich ist.

(8) Die Landesregierung hat durch Verordnung nä-
here Bestimmungen über den Inhalt des örtlichen
Raumordnungskonzeptes zu erlassen.

§ 31a
Fortschreibung

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept ist jeweils
auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren fortzu-
schreiben. Die Fortschreibung hat jeweils für das ge-
samte Gemeindegebiet zu erfolgen. Die Stadt Innsbruck
kann das örtliche Raumordnungskonzept jeweils ge-
sondert für einzelne Stadtteile fortschreiben.

(2) Die Gemeinde hat spätestens bis zum Ablauf des
zehnten Jahres nach dem Inkrafttreten des örtlichen
Raumordnungskonzeptes bzw. der Fortschreibung des
örtlichen Raumordnungskonzeptes dessen (weitere)
Fortschreibung zu beschließen und der Landesregie-
rung zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzule-
gen. Die Gemeinde hat weiters jeweils innerhalb von
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Fortschreibung
des örtlichen Raumordnungskonzeptes den Flächen-
widmungsplan neu zu erlassen oder den bestehenden
Flächenwidmungsplan zu ändern, soweit dies zur Ver-
meidung von Widersprüchen zu den Zielen der örtlichen
Raumordnung nach diesem Gesetz und zu den Festle-
gungen des fortgeschriebenen örtlichen Raumord-
nungskonzeptes erforderlich ist. Dabei sind insbeson-
dere jene unbebauten Grundflächen, für die im örtlichen
Raumordnungskonzept eine Festlegung nach § 31 Abs. 1
lit. f besteht, im Sinn des § 35 Abs. 2 erster Satz zu kenn-
zeichnen.

(3) Kommt die Gemeinde ihrer Verpflichtung nach
Abs. 2 erster oder zweiter Satz nicht nach oder wurde
der (weiteren) Fortschreibung des örtlichen Raumord-
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nungskonzeptes bzw. der Neuerlassung oder Änderung
des Flächenwidmungsplanes die aufsichtsbehördliche
Genehmigung versagt, so dürfen außer in den Fällen des
§ 36 Abs. 1 lit. c und d keine weiteren Grundflächen als
Bauland, als Sonderflächen oder als Vorbehaltsflächen
gewidmet werden. Davon ausgenommen sind Ände-
rungen des Flächenwidmungsplanes, die zur Schaffung
eines für ein bestimmtes Bauvorhaben ausreichend gro-
ßen Bauplatzes erforderlich sind, sofern die betreffende
Grundfläche großteils bereits als Bauland, als Sonder-
fläche oder als Vorbehaltsfläche gewidmet ist.

(4) In der Stadt Innsbruck gelten die Beschränkun-
gen nach Abs. 3 nicht für jene Stadtteile, hinsichtlich der
sie den Verpflichtungen nach Abs. 2 erster und zweiter
Satz entsprochen hat.“

42. Nach § 31a wird folgende Bestimmung als § 31b
eingefügt:

„§ 31b
Fristverlängerung, Befreiung

(1) Die Landesregierung kann für einzelne Gemein-
den auf deren Antrag abweichend vom § 31a Abs. 1 ers-
ter Satz durch Verordnung eine längere, höchstens je-
doch 20-jährige Frist für die (weitere) Fortschreibung
des örtlichen Raumordnungskonzeptes festlegen, wenn
die räumliche Entwicklung der jeweiligen Gemeinde
dessen frühere Fortschreibung nicht erfordert. In glei-
cher Weise kann für einzelne Stadtteile der Stadt Inns-
bruck jeweils gesondert eine längere, höchstens jedoch
20-jährige Frist für die (weitere) Fortschreibung des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes festgelegt werden,
wenn die räumliche Entwicklung des jeweiligen Stadt-
teiles eine frühere Fortschreibung des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes für diesen nicht erfordert. Diese
Voraussetzung liegt insbesondere dann vor, wenn eine
großflächige Ausweitung jener Bereiche oder Grund-
flächen, die zum Zweck der Befriedigung des Wohnbe-
darfes oder für Zwecke der Wirtschaft als Bauland ge-
widmet werden dürfen, oder eine sonstige großflächige
Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes wäh-
rend des verlängerten Planungszeitraumes voraussicht-
lich nicht erforderlich ist. 

(2) Im Fall des Abs. 1 hat die Gemeinde die (weitere)
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzep-
tes, die Stadt Innsbruck die (weitere) Fortschreibung
des örtlichen Raumordnungskonzeptes für den jeweili-
gen Stadtteil, spätestens bis zum Ablauf der Frist für
dessen (weitere) Fortschreibung der Landesregierung
zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen.
§ 31a Abs. 2 zweiter und dritter Satz, 3 und 4 ist anzu-
wenden.

(3) Die Landesregierung kann einzelne Gemeinden
auf deren Antrag durch Verordnung von der Verpflich-
tung zur (weiteren) Fortschreibung des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes befreien, wenn die räumliche Ent-
wicklung der Gemeinde dessen (weitere) Fortschrei-
bung nicht erfordert. In gleicher Weise kann die Stadt
Innsbruck für einzelne Stadtteile von der Verpflichtung
zur (weiteren) Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes befreit werden, wenn die räumliche
Entwicklung des jeweiligen Stadtteiles eine (weitere)
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes
für diesen nicht erfordert. Diese Voraussetzung liegt
insbesondere dann vor, wenn in der betreffenden Ge-
meinde bzw. im betreffenden Stadtteil

a) eine maßgebende Änderung der für die örtliche
Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten, insbeson-
dere hinsichtlich der Beurteilung von Gefährdungs-
bereichen und Rückhaltebereichen im Sinn des § 28
Abs. 2, nicht eingetreten ist und 

b) eine großflächige Ausweitung jener Bereiche oder
Grundflächen, die zum Zweck der Befriedigung des
Wohnbedarfes oder für Zwecke der Wirtschaft als Bau-
land gewidmet werden dürfen, oder eine sonstige groß-
flächige Änderung des örtlichen Raumordnungskon-
zeptes auf absehbare Zeit nicht erforderlich ist.“

43. Im Abs. 1 des § 32 wird in der lit. c das Wort „ge-
meinschaftsrechtlich“ durch das Wort „unionsrecht-
lich“ ersetzt und die Wortfolge „im Rahmen der Euro-
päischen Union“ aufgehoben.

44. Im Abs. 2 des § 32 werden in der lit. b der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Bestimmung
als lit. c angefügt:

„c) es sich nur um eine geringfügige Änderung der
für einen bestimmten Zweck freizuhaltenden Gebiete,
Bereiche oder Grundflächen oder der für die weitere
bauliche Entwicklung bestehenden Grenzen handelt
oder die Änderung sonst zur Schaffung von für be-
stimmte Bauvorhaben ausreichend großen Bauplätzen
erforderlich ist und die Änderung weiters den Zielen der
örtlichen Raumordnung nicht widerspricht.“

45. Im Abs. 2 des § 33 werden der fünfte und der
sechste Satz durch folgende Sätze ersetzt:

„Weiters kann die Verpflichtung vorgesehen werden,
Grundflächen der Gemeinde oder dem Tiroler Boden-
fonds (§ 93) für bestimmte Zwecke, insbesondere für
den geförderten Wohnbau, für die verkehrsmäßige Er-
schließung des Baulandes oder für die Schaffung von
infrastrukturellen Einrichtungen, zu überlassen. Zur
Absicherung dieser Verpflichtung kann, soweit dies zi-
vilrechtlich sonst zulässig ist, ein Vorkaufsrecht der
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Gemeinde oder des Tiroler Bodenfonds vereinbart wer-
den. Die Überlassung der Grundflächen hat zum Ver-
kehrswert zu erfolgen.“

46. § 35 hat zu lauten:
„§ 35

Inhalt

(1) Im Flächenwidmungsplan ist unbeschadet der
Planungskompetenzen des Bundes und des Landes un-
ter Berücksichtigung der Ziele der örtlichen Raumord-
nung, des örtlichen Raumordnungskonzeptes und der
Ergebnisse der Bestandsaufnahme für alle Grundflächen
des Gemeindegebietes der Verwendungszweck durch
die Widmung als Bauland, Freiland, Sonderflächen oder
Vorbehaltsflächen festzulegen. Weiters ist der Verlauf
der Straßen nach § 53 Abs. 1 festzulegen. Die Widmun-
gen sind zeichnerisch darzustellen.

(2) Jene Grundflächen, für die im örtlichen Raum-
ordnungskonzept eine Festlegung nach § 31 Abs. 1 lit. f
besteht, sind im Flächenwidmungsplan entsprechend zu
kennzeichnen. Die Kennzeichnung bewirkt, dass auf
diesen Grundflächen unbeschadet der bestehenden
Widmung nur die im Freiland nach § 41 Abs. 2 zulässi-
gen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen errich-
tet werden dürfen. § 55 Abs. 2 lit. b und c ist anzuwen-
den. Die Kennzeichnung ist aufzuheben, sobald die im
örtlichen Raumordnungskonzept festgelegten weiteren
Voraussetzungen erfüllt sind und überdies ein Bedarf
nach einer widmungsgemäßen Verwendung der betref-
fenden Grundflächen besteht.

(3) Im Flächenwidmungsplan sind die im § 28 Abs. 2
und 4 genannten Gebiete, Grundflächen und Anlagen
sowie die Verkehrsflächen nach § 53 Abs. 3 ersichtlich
zu machen.

(4) Die Vereinbarkeit eines Bauvorhabens mit der im
Flächenwidmungsplan festgelegten Widmung ist nach
der Art, dem Verwendungszweck und den Verkehrsaus-
wirkungen der jeweiligen baulichen Anlage sowie nach
jenen Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung, deren
Durchführung technisch möglich und rechtlich sicher-
gestellt ist, zu beurteilen.“

47. Der Abs. 1 des § 36 hat zu lauten:
„(1) Der Flächenwidmungsplan ist zu ändern, soweit

dies
a) aufgrund einer Änderung des örtlichen Raumord-

nungskonzeptes,
b) zur Verwirklichung einer dem örtlichen Raum-

ordnungskonzept, insbesondere den Festlegungen nach
§ 31 Abs. 1 lit. d, e und f, entsprechenden weiteren räum-
lichen Entwicklung der Gemeinde,

c) aufgrund von Raumordnungsprogrammen oder
anderen vorrangigen raumbedeutsamen Planungen oder

Maßnahmen des Landes zur Vermeidung von Planungs-
widersprüchen oder

d) aufgrund von unionsrechtlichen Verpflichtungen
Österreichs oder aufgrund der verfassungsrechtlich ge-
botenen Berücksichtigung raumbedeutsamer Planun-
gen oder Maßnahmen des Bundes zur Vermeidung von
Planungswidersprüchen

erforderlich ist.“
48. Im Abs. 2 des § 36 hat die lit. a zu lauten:
„a) den Zielen der örtlichen Raumordnung und dem

örtlichen Raumordnungskonzept nicht widerspricht
und ein Bedarf an der widmungsgemäßen Verwendung
der betreffenden Grundflächen besteht, insbesondere
zum Zweck der Befriedigung des Wohnbedarfes oder für
Zwecke der Wirtschaft,“

49. Im Abs. 2 des § 36 hat die lit. c zu lauten:
„c) eine Festlegung nach § 13 Abs. 2 zweiter und drit-

ter Satz zum Inhalt hat.“
50. Im Abs. 3 des § 36 wird im ersten Satz das Zitat

„Abs. 1 lit. c, d und e“ durch das Zitat „Abs. 1 lit. c und d“
ersetzt.

51. Die Abs. 4 und 5 des § 36 werden aufgehoben.
52. Im Abs. 2 des § 37 wird im ersten Satz nach den

Worten „in deren Bereich“ die Wortfolge „oder be-
stimmter organisatorischer Vorkehrungen, wie insbe-
sondere eines Sicherheitskonzeptes,“ eingefügt.

53. Im Abs. 1 des § 38 wird in der lit. b das Zitat „§ 12
Abs. 1 lit. b“ durch das Zitat „§ 13 Abs. 1 lit. c“ ersetzt.

54. Im Abs. 1 des § 40 hat der zweite Satz zu lauten:
„In den Mischgebieten dürfen die im § 38 Abs. 1 lit. a,

b und c genannten Gebäude sowie nach Maßgabe der
Abs. 2 bis 5 sonstige Gebäude errichtet werden, die
unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten
die Wohnqualität im betreffenden Gebiet, insbesondere
durch Lärm, Geruch, Luftverunreinigungen oder Er-
schütterungen, nicht wesentlich beeinträchtigen.“

55. Der Abs. 2 des § 41 hat zu lauten:
„(2) Im Freiland dürfen errichtet werden:
a) ortsübliche Städel in Holzbauweise, die der Lage-

rung landwirtschaftlicher Produkte und landwirtschaft-
licher Betriebsmittel mit Ausnahme von Kraftfahrzeu-
gen, die den kraftfahrrechtlichen Vorschriften unterlie-
gen, dienen,

b) Bienenhäuser in Holzbauweise mit höchstens
20 m² Nutzfläche,

c) Jagd- und Fischereihütten mit höchstens 10 m²
Nutzfläche, wenn diese Gebäude zur Verwirklichung
des jeweiligen Verwendungszweckes nach Größe und
Ausstattung unbedingt erforderlich sind,

d) Kapellen mit höchstens 20 m² Grundfläche,
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e) den baurechtlichen Vorschriften unterliegende
Aussichtsplattformen, Brückenbauten, Verbauungen
zum Schutz vor Naturgefahren und dergleichen,

f) allgemein zugängliche Kinderspielplätze,
g) Nebengebäude und Nebenanlagen mit Ausnahme

von Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen mit
einer Kollektorfläche von mehr als 20 m².“

56. Im Abs. 1 des § 42 wird im zweiten Satz das Zitat
„§ 44 Abs. 3“ durch das Zitat „§ 44 Abs. 4“ ersetzt.

57. Im Abs. 1 des § 42 wird der vierte Satz durch fol-
gende Sätze ersetzt:

„Zubauten zu sonstigen land- und forstwirtschaft-
lichen Gebäuden mit Ausnahme von Kleingebäuden
nach § 41 Abs. 2 lit. b und c, insbesondere zu Almhüt-
ten und Forsthütten, und wesentliche Erweiterungen
land- und forstwirtschaftlicher Anlagen sind nur zuläs-
sig, wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind.
Zubauten zu Kleingebäuden nach § 41 Abs. 2 lit. b und c
sind unter denselben Voraussetzungen wie die Errich-
tung dieser Gebäude zulässig.“

58. Der Abs. 3 des § 42 hat zu lauten:
„(3) Im Freiland sind Umbauten anderer als land- und

forstwirtschaftlicher Gebäude sowie Zubauten zu sol-
chen Gebäuden mit Ausnahme von Kapellen zulässig,
mit denen die Baumasse (§ 61 Abs. 3) gegenüber dem
ursprünglichen Gebäude um insgesamt nicht mehr als
25 v. H. vergrößert wird, wobei eine Vergrößerung der
Baumasse um höchstens 300 m³ jedenfalls zulässig ist.
Zubauten zu Kapellen sind nur zulässig, wenn das Ge-
samtausmaß der Grundfläche 20 m² nicht übersteigt.
Die Änderung von sonstigen baulichen Anlagen ist mit
Ausnahme von wesentlichen Erweiterungen zulässig.“

59. Im § 42 wird folgende Bestimmung als Abs. 4a
eingefügt:

„(4a) Werden durch ein Bauvorhaben nach Abs. 1
bis 4 bisher ungenutzte Gebäudeteile, insbesondere leer
stehende Dachböden, einer Verwendung zugeführt, so
darf die auf diese Gebäudeteile entfallende Baumasse die
übrige Baumasse des Gebäudes um höchstens 25 v. H.
übersteigen, wobei eine Vergrößerung der Baumasse um
höchstens 300 m³ jedenfalls zulässig ist. Die durch einen
allfälligen Zubau neu geschaffene Baumasse ist einzu-
rechnen.“

60. Im Abs. 6 des § 42 werden im ersten Satz das 
Zitat „§ 44 Abs. 2 dritter und vierter Satz“ durch das
Zitat „§ 44 Abs. 3“ ersetzt und folgender Satz angefügt:

„Im Übrigen gilt Abs. 4a sinngemäß.“
61. Im Abs. 2 des § 43 hat der dritte Satz zu lauten:
„Auf Sonderflächen für Dauerkleingärten und Son-

derflächen für Kleingebäude, wie Bienenhäuser, Jagd-

und Fischereihütten und dergleichen, dürfen überdies
nur solche Gebäude und sonstige Anlagen errichtet wer-
den, die zur Verwirklichung des jeweiligen Verwen-
dungszweckes nach Größe, Ausstattung und sonstiger
Beschaffenheit unbedingt erforderlich sind.“

62. Im Abs. 4 des § 43 hat die lit. a zu lauten:
„a) eine dem festgelegten Verwendungszweck ent-

sprechende Bebauung, erforderlichenfalls unter der
Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder bau-
lichen Beschaffenheit der Gebäude oder sonstigen An-
lagen oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren
Bereich oder bestimmter organisatorischer Vorkehrun-
gen, wie insbesondere eines Sicherheitskonzeptes, mög-
lich ist und“

63. Der Abs. 6 des § 43 hat zu lauten:
„(6) Die Widmung als Sonderfläche nach Abs. 1 lit. a

tritt außer Kraft, wenn die Baubewilligung für ein dem
festgelegten Verwendungszweck entsprechendes Bau-
vorhaben nicht innerhalb von fünf Jahren nach dem In-
krafttreten der Widmung erteilt wird, wenn eine solche
Baubewilligung erlischt oder wenn mit der Ausführung
eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens nicht innerhalb
von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Widmung
begonnen wird. In diese Fristen sind die Zeiten des Bau-
verfahrens bzw. bei anzeigepflichtigen Bauvorhaben des
Fristenlaufes nach § 22 Abs. 3 zweiter und fünfter Satz
der Tiroler Bauordnung 2001, LGBl. Nr. 94, in der je-
weils geltenden Fassung und eines Berufungsverfahrens
über Bescheide nach dieser Bestimmung, eines Verfah-
rens vor der Vorstellungsbehörde, dem Verwaltungsge-
richtshof oder dem Verfassungsgerichtshof und einer
Bausperre im Sinn des § 69 nicht einzurechnen. Die Ge-
meinde hat das Eintreten der Voraussetzungen für das
Außerkrafttreten der Widmung der Landesregierung
schriftlich mitzuteilen. Die Landesregierung hat in der
elektronischen Kundmachung des Flächenwidmungs-
planes das Außerkrafttreten der Widmung als Sonder-
fläche ersichtlich zu machen und gleichzeitig die vor dem
Inkrafttreten der Widmung als Sonderfläche bestandene
Widmung wieder darzustellen. Die Widmung als Sonder-
fläche tritt mit dem Ablauf des Tages außer Kraft, an dem
diese Daten zur Abfrage freigegeben werden. Gleichzei-
tig tritt die vor dem Inkrafttreten des Flächenwid-
mungsplanes bestandene Widmung wieder in Kraft.“

64. Die Abs. 1 und 2 des § 44 werden durch folgende
Abs. 1, 2 und 3 ersetzt:

„(1) Die Widmung von Grundflächen als Sonderflä-
chen für Hofstellen ist nur zulässig, wenn

a) die Widmung der Beseitigung betriebswirtschaft-
lich ungünstiger Orts- oder Hoflagen, der im Interesse
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der Landeskultur gelegenen Neugründung landwirt-
schaftlicher Betriebe oder sonstigen Maßnahmen zur
Verbesserung der Agrarstruktur, insbesondere der Auf-
lösung materiell geteilten Hauseigentums, dient oder
wenn die Widmung zur Vermeidung von Nutzungs-
konflikten oder aus anderen besonderen raumord-
nungsfachlichen Gründen erforderlich ist,

b) die Widmung insbesondere den Zielen der ört-
lichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. f, g, h und i
nicht widerspricht; dabei ist insbesondere auf die Ent-
fernung zum bestehenden Siedlungsgebiet Bedacht zu
nehmen,

c) die betreffenden Grundflächen für eine dem be-
sonderen Verwendungszweck entsprechende Bebauung
in gesundheitlicher, technischer und wirtschaftlicher
Hinsicht geeignet sind und

d) im Fall der Neugründung eines landwirtschaft-
lichen Betriebes

1. landwirtschaftliche Eigenflächen im Ausmaß von
mindestens 3 ha bestehen und 

2. durch ein Finanzierungskonzept nachgewiesen
wird, dass die Widmung im Interesse der Landeskultur
und im Interesse an der Schaffung eines wirtschaftlich
gesunden landwirtschaftlichen Grundbesitzes gelegen
ist.

(2) Auf Sonderflächen für Hofstellen dürfen nur
Hofstellen, deren Wohnnutzfläche höchstens 300 m²
beträgt und deren betriebliche Nutzfläche unter Be-
dachtnahme auf die betriebswirtschaftlichen Erforder-
nisse des jeweiligen Betriebes angemessen ist, samt den
dazugehörenden Nebengebäuden und Nebenanlagen
errichtet werden. In begründeten Fällen kann insbe-
sondere unter Berücksichtigung 

a) der regional unterschiedlichen Betriebsstrukturen,
b) des Anteils der Ferienwohnungen an der gesam-

ten Wohnnutzfläche oder
c) der Möglichkeit der Vergrößerung der Wohnnutz-

fläche ausschließlich durch Umbauten oder die Ände-
rung des Verwendungszwecks von bisher zu betrieb-
lichen Zwecken genutzten Räumen zu Wohnzwecken 

anlässlich der Widmung als Sonderfläche für Hof-
stellen auch eine größere höchstzulässige Wohnnutz-
fläche festgelegt werden. In den Fällen der lit. b kann
jedenfalls eine höchstzulässige Wohnnutzfläche von
380 m² festgelegt werden.

(3) Als Wohnnutzfläche gilt die gesamte Nutzfläche
des Wohngebäudes bzw. des Wohnteiles einschließlich
allfälliger Ferienwohnungen und allfälliger der Privat-
zimmervermietung, als Freizeitwohnsitz oder als Al-
tenwohnteil dienender Räume mit Ausnahme von Kel-

ler- und Dachbodenräumen, soweit sie nach ihrer bau-
lichen Ausgestaltung nicht für Wohnzwecke geeignet
sind, von Gängen, Treppen, offenen Balkonen, Loggien
und Terrassen und von Räumen, die für landwirtschaft-
liche Zwecke besonders ausgestattet sind. Die Wohn-
nutzfläche mehrerer Gebäude im selben Hofverband
einschließlich allfälliger Austraghäuser ist zusammen-
zuzählen.“

65. Die bisherigen Abs. 3 bis 8 des § 44 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(4)“ bis „(9)“.

66. In den nunmehrigen Abs. 7 und 8 des § 44 wird das
Zitat „Abs. 5“ jeweils durch das Zitat „Abs. 6“ ersetzt.

67. Im Abs. 1 des § 45 hat der dritte Satz zu lauten:
„Vor der Erlassung dieser Verordnung ist die Land-

wirtschaftskammer zu hören.“
68. Im Abs. 2 des § 45 wird im zweiten Satz das Zitat

„§ 44 Abs. 2 bis 8“ durch das Zitat „§ 44 Abs. 2 bis 9“
ersetzt.

69. Im Abs. 2 des § 46 wird in der lit. b das Zitat
„§ 27 Abs. 2 lit. e, f, g und h“ durch das Zitat „§ 27 Abs. 2
lit. f, g, h und i“ ersetzt.

70. Im Abs. 5 des § 46 wird im dritten Satz das Zitat
„§ 44 Abs. 2 dritter Satz“ durch das Zitat „§ 44 Abs. 3
erster Satz“ ersetzt.

71. Im § 47 hat die lit. b zu lauten:
„b) die Widmung insbesondere den Zielen der ört-

lichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. f, g, h und i
nicht widerspricht.“

72. § 48 hat zu lauten:
„§ 48

Sonderflächen 
für Beherbergungsgroßbetriebe

(1) Beherbergungsgroßbetriebe im Sinn dieses Ge-
setzes sind Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von
Gästen mit mehr als 150 Betten oder mehr als 75 Räu-
men zur Beherbergung von Gästen. Betten und Räume
zur Beherbergung von Gästen in mehreren Gebäuden
sind zusammenzuzählen, wenn die Gebäude in einem
räumlichen Naheverhältnis stehen und im Hinblick auf
ihre einheitliche Gesamtplanung oder ihre Zugehörig-
keit zum selben Betrieb eine Einheit bilden.

(2) Die Schaffung von Beherbergungsgroßbetrieben
ist nur auf Grundflächen, die als Sonderflächen für
Beherbergungsgroßbetriebe gewidmet sind, zulässig.
Beherbergungsgroßbetriebe müssen jedenfalls eine Ver-
pflegung der Gäste anbieten.

(3) Bei der Widmung von Sonderflächen für Beher-
bergungsgroßbetriebe ist die zulässige Höchstzahl an
Betten und Räumen zur Beherbergung von Gästen fest-
zulegen. Weiters können die höchstzulässige Anzahl an
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Gebäuden sowie das Mindestausmaß jener Flächen, die
im Rahmen des jeweiligen Betriebes für zusätzliche, vor-
rangig auf die Bedürfnisse der Gäste ausgerichtete An-
gebote in den Bereichen der Gastronomie, der sonsti-
gen Dienstleistungen und des Handels zur Verfügung
stehen müssen, festgelegt werden.

(4) Bei der Widmung von Grundflächen als Sonder-
flächen für Beherbergungsgroßbetriebe ist unbeschadet
der Aufgaben und Ziele der örtlichen Raumordnung ins-
besondere Bedacht zu nehmen auf:

a) den Stand der touristischen Entwicklung und die
bestehenden touristischen Strukturen auf örtlicher und
regionaler Ebene, insbesondere auf das Angebot an Frei-
zeit-, Sport- und sonstigen Erholungseinrichtungen,

b) den Schutz des Orts-, Straßen- und Landschafts-
bildes, insbesondere im Hinblick auf die Eingliederung
der Betriebe in die Siedlungsstruktur,

c) die Gewährleistung einer Boden sparenden Be-
bauung, insbesondere im Hinblick auf die Größe der
Sonderfläche im Verhältnis zur zulässigen Höchstzahl
an Betten und Räumen, im Fall einer entsprechenden
Festlegung nach Abs. 3 zweiter Satz auch im Verhältnis
zur zulässigen Höchstzahl an Gebäuden,

d) die Vermeidung von unzumutbaren und schäd-
lichen Auswirkungen des Verkehrs, insbesondere im
Hinblick auf die Vermeidung einer Überlastung des ört-
lichen und des regionalen Straßennetzes, sowie auf das
Bestehen einer Verkehrserschließung, die gewährleistet,
dass der Verkehr zum und vom jeweiligen Beherber-
gungsgroßbetrieb Einrichtungen mit besonderen Ruhe-
bedürfnissen, wie Krankenanstalten, Heime, Kurein-
richtungen und dergleichen, sowie Gebiete, die über-
wiegend Wohnzwecken dienen, nicht oder nur in gerin-
gem Ausmaß berührt.

(5) Die Widmung von Sonderflächen für Beherber-
gungsgroßbetriebe ist nur zulässig, wenn aufgrund der
Eigentümer- und der voraussichtlichen Betreiberver-
hältnisse ein dauerhaft wirtschaftlicher Betrieb des
Unternehmens zu erwarten ist.

(6) Im Fall des Abbruchs oder der sonstigen Zerstö-
rung eines aufgrund einer rechtskräftigen Baubewilli-
gung außerhalb einer Sonderfläche für Beherbergungs-
großbetriebe bestehenden Gebäudes oder Gebäudetei-
les, das (der) nach den raumordnungsrechtlichen Vor-
schriften rechtmäßig als Beherbergungsgroßbetrieb
verwendet worden ist, darf, soweit dies baurechtlich
sonst zulässig ist, statt dessen ein Neubau mit demsel-
ben Verwendungszweck und höchstens derselben Zahl
an Betten, Räumen und Gebäuden zur Beherbergung
von Gästen geschaffen werden.“

73. Der Abs. 2 des § 48a hat zu lauten:
„(2) Bei der Widmung von Sonderflächen für Han-

delsbetriebe können der Betriebstyp laut der Anlage so-
wie das jeweils zulässige Höchstausmaß der Kunden-
fläche festgelegt werden. Weiters kann festgelegt wer-
den, ob Lebensmittel angeboten werden dürfen. Gege-
benenfalls ist ferner das zulässige Höchstausmaß jenes
Teiles der Kundenfläche festzulegen, auf dem Lebens-
mittel angeboten werden dürfen.“

74. § 49a hat zu lauten:
„§ 49a

Sonderflächen 
für UVP-pflichtige Anlagen

(1) Die Errichtung und die Erweiterung von Anlagen
und Anlagenteilen, die den baurechtlichen Vorschriften
unterliegen und für die die Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht,
ist nur auf entsprechend gewidmeten Sonderflächen zu-
lässig. Bei der Widmung solcher Sonderflächen ist die
Art der Anlage hinsichtlich ihrer für die Verpflichtung
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung maßgebenden Eigenschaften festzulegen.

(2) Abweichend vom Abs. 1 dürfen landwirtschaft-
liche Intensivtierhaltungen, Beherbergungsgroßbetriebe
und Einkaufszentren, auch wenn diese der Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen, weiterhin auf Sonderflächen für
landwirtschaftliche Intensivtierhaltung, Sonderflächen
für Beherbergungsgroßbetriebe bzw. Sonderflächen für
Einkaufszentren errichtet werden. Voraussetzung dafür
ist jedoch, dass die Errichtung einer solchen Anlage
durch eine entsprechende Festlegung für zulässig erklärt
worden ist. Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.“

75. § 50 hat zu lauten:
„§ 50

Sonderflächen für Sportanlagen

(1) Die Errichtung von Sportanlagen, die den bau-
rechtlichen Vorschriften unterliegen, und von Golfplät-
zen ist außerhalb des Baulandes nur auf entsprechend
gewidmeten Sonderflächen zulässig. Sportanlagen, für
die die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, dürfen nur errichtet
werden, wenn die Errichtung einer solchen Anlage auf
der betreffenden Sonderfläche durch eine entspre-
chende Festlegung für zulässig erklärt worden ist. § 49a
Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.

(2) Bescheide, mit denen für eine Sportanlage ohne
Vorliegen einer entsprechenden Widmung als Sonder-
fläche die naturschutzrechtliche Bewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.“
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76. Der Abs. 1 des § 50a hat zu lauten:
„(1) Die Errichtung und die Aufstellung von Anla-

gen zur Aufbereitung mineralischer Rohstoffe mit Aus-
nahme von Baustelleneinrichtungen ist, soweit diese
nicht den bergrechtlichen oder abfallwirtschaftsrecht-
lichen Vorschriften unterliegen, außerhalb des Baulan-
des nur auf entsprechend gewidmeten Sonderflächen
zulässig. Anlagen, für die die Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht,
dürfen nur errichtet werden, wenn die Errichtung einer
solchen Anlage auf der betreffenden Sonderfläche durch
eine entsprechende Festlegung für zulässig erklärt wor-
den ist. § 49a Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.“

77. Die §§ 51 und 52 haben zu lauten:

„§ 51
Sonderflächen für Widmungen 

mit Teilfestlegungen

(1) Die Festlegung verschiedener Verwendungs-
zwecke für einzelne Ebenen von Grundflächen oder für
Teilflächen solcher Ebenen ist nur auf Grundflächen, die
als Sonderflächen für Widmungen mit Teilfestlegungen
gewidmet sind, zulässig.

(2) Wird für eine Ebene oder Teilfläche einer Ebene
die Widmung als Bauland, als Sonderfläche oder als Vor-
behaltsfläche festgelegt, so sind in diesem Umfang die
für die jeweilige Art der Widmung geltenden Bestim-
mungen anzuwenden.

(3) Die Festlegung von Sonderflächen für Widmun-
gen mit Teilfestlegungen ist hinsichtlich der Grundflä-
chen, für die besondere Planungen im Rahmen der
Planungskompetenzen des Bundes oder des Landes
bestehen, nur insoweit zulässig, als dadurch nicht in die
jeweilige Planungskompetenz eingegriffen wird.

§ 52
Vorbehaltsflächen für den Gemeinbedarf

(1) Als Vorbehaltsflächen für den Gemeinbedarf
können Grundflächen für Gebäude und sonstige Anla-
gen, die öffentlichen Zwecken dienen, wie Schulen,
Amtsgebäude, Krankenhäuser, Friedhöfe, Krematorien,
Parkanlagen, Schwimmbäder, Sportanlagen, Spielplätze
und dergleichen gewidmet werden.

(2) Bei der Widmung von Vorbehaltsflächen für den
Gemeinbedarf ist der jeweilige besondere Verwen-
dungszweck genau festzulegen. Vorbehaltsflächen für
den Gemeinbedarf dürfen nur entsprechend dem fest-
gelegten Verwendungszweck verwendet werden.

(3) Als Vorbehaltsflächen für den Gemeinbedarf dür-
fen nur Grundflächen gewidmet werden, die sich nach
ihrer Größe, Lage und Beschaffenheit für eine dem fest-

gelegten Verwendungszweck entsprechende Bebauung
eignen. § 37 Abs. 1, 2, 3 dritter Satz und 4 gilt sinngemäß.

(4) Für die Widmung als Vorbehaltsflächen für den
Gemeinbedarf sind so weit wie möglich im Eigentum
der Gemeinde stehende Grundflächen heranzuziehen.

(5) Werden Grundflächen, die nicht im Eigentum der
Gemeinde stehen, als Vorbehaltsflächen für den Ge-
meinbedarf gewidmet, so kann der Grundeigentümer
nach dem Ablauf von drei Jahren nach dem Inkrafttre-
ten der Widmung als Vorbehaltsfläche für den Gemein-
bedarf die Einlösung der Grundfläche durch die Ge-
meinde verlangen. Der Antrag auf Einlösung ist bei der
Gemeinde schriftlich einzubringen. Kommt innerhalb
eines Jahres nach der Einbringung des Einlösungsantra-
ges eine Vereinbarung über die Einlösung der Grund-
fläche oder über die Bereitstellung eines Ersatzgrund-
stückes durch die Gemeinde nicht zustande und hebt
die Gemeinde innerhalb dieser Frist die Widmung als
Vorbehaltsfläche nicht auf, so gilt die Zustimmung der
Gemeinde zur Einlösung der Grundfläche als gegeben.
Wird innerhalb von weiteren sechs Monaten eine Eini-
gung über die Vergütung nicht erzielt, so kann von bei-
den Teilen die Festsetzung der Vergütung durch die Be-
zirksverwaltungsbehörde beantragt werden. Für die
Festsetzung der Vergütung gelten die §§ 65 und 66
Abs. 1 und 2 des Tiroler Straßengesetzes sinngemäß.
Gegen die Entscheidung der Bezirksverwaltungsbe-
hörde über die Vergütung ist die Berufung an den Un-
abhängigen Verwaltungssenat zulässig.“

78. Nach § 52 wird folgende Bestimmung als § 52a
eingefügt:

„§ 52a
Vorbehaltsflächen 

für den geförderten Wohnbau

(1) Als Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohn-
bau dürfen nur Grundflächen gewidmet werden, die
nach ihrer Größe, Lage und Beschaffenheit für Zwecke
des geförderten Wohnbaus geeignet sind. § 37 Abs. 1,
2, 3 dritter Satz und 4 gilt sinngemäß.

(2) Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau
dürfen nur nach Maßgabe des Bedarfes gewidmet wer-
den. 

(3) Die Widmung von Grundflächen, die nicht im
Eigentum der Gemeinde, des Tiroler Bodenfonds oder
eines Bauträgers, der geförderte Wohnbauten errichtet,
stehen, als Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohn-
bau tritt außer Kraft, wenn diese Grundflächen nicht
innerhalb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten die-
ser Widmung der Gemeinde, dem Tiroler Bodenfonds
oder einem Bauträger, der geförderte Wohnbauten er-
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richtet, für Zwecke des geförderten Wohnbaus zum
Kauf angeboten werden. Die Gemeinde hat das Eintre-
ten der Voraussetzungen für das Außerkrafttreten der
Widmung der Landesregierung schriftlich mitzuteilen.
Die Grundflächen gelten dann bis zur Festlegung einer
neuen Widmung als Freiland. Die Landesregierung hat
in der elektronischen Kundmachung des Flächenwid-
mungsplanes das Außerkrafttreten der Widmung als
Vorbehaltsfläche für den geförderten Wohnbau ersicht-
lich zu machen und gleichzeitig die Widmung der be-
treffenden Grundfläche als Freiland darzustellen. Die
Widmung als Vorbehaltsfläche für den geförderten
Wohnbau tritt mit dem Ablauf des Tages außer Kraft, an
dem diese Daten zur Abfrage freigegeben werden.
Gleichzeitig tritt die Widmung als Freiland in Kraft.

(4) Wird eine solche Grundfläche ungeachtet eines
Kaufangebotes im Sinn des Abs. 3 erster Satz innerhalb
eines Jahres vom Vorliegen des Kaufangebotes an weder
von der Gemeinde noch vom Tiroler Bodenfonds noch
von einem Bauträger, der geförderte Wohnbauten er-
richtet, erworben, so tritt die Widmung als Vorbehalts-
fläche für den geförderten Wohnbau außer Kraft. In
einem solchen Fall ist § 43 Abs. 6 dritter bis sechster
Satz anzuwenden.“

79. Die Abs. 2 und 3 des § 53 haben zu lauten:
„(2) Unbeschadet der jeweiligen Planungskompe-

tenz können im Flächenwidmungsplan Grundflächen
unabhängig von ihrer Widmung auch für die Errichtung
überörtlicher Verkehrswege vorbehalten werden. Für
Bauvorhaben auf den von einem solchen Vorbehalt um-
fassten Grundflächen darf die Baubewilligung nicht er-
teilt werden. Kommt innerhalb von zehn Jahren nach
dem Inkrafttreten des Vorbehaltes eine rechtsverbind-
liche Planung nicht zustande, so erlischt der Vorbehalt.
Die Gemeinde hat das Eintreten dieser Voraussetzung
der Landesregierung schriftlich mitzuteilen. Die Lan-
desregierung hat in der elektronischen Kundmachung
des Flächenwidmungsplanes das Erlöschen des Vorbe-
haltes ersichtlich zu machen. Der Vorbehalt erlischt mit
dem Ablauf des Tages, an dem diese Daten zur Abfrage
freigegeben werden.

(3) Grundflächen für Straßen im Sinn des Abs. 1 oder
überörtliche Verkehrswege im Sinn des Abs. 2 gelten ab
dem Zeitpunkt ihrer Fertigstellung als Verkehrsflächen.
Eine Festlegung über den Straßenverlauf nach Abs. 1
bzw. ein allfälliger Vorbehalt nach Abs. 2 erlischt. Die
Landesregierung hat in der elektronischen Kundma-
chung des Flächenwidmungsplanes das Erlöschen der
Festlegung bzw. des Vorbehaltes ersichtlich zu machen
und gleichzeitig die Widmung der betreffenden Grund-

flächen als Verkehrsflächen darzustellen. Die Festle-
gung bzw. der Vorbehalt erlischt mit dem Ablauf des
Tages, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben wer-
den. Gleichzeitig tritt die Widmung als Verkehrsfläche
in Kraft.“

80. Die §§ 54, 55 und 56 haben zu lauten:

„§ 54
Bebauungspläne

(1) In den Bebauungsplänen sind unter Berücksich-
tigung der Ziele der örtlichen Raumordnung, des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes, des Flächenwid-
mungsplanes und der Ergebnisse der Bestandsaufnah-
me die verkehrsmäßige Erschließung und die Art der
Bebauung des Baulandes, von Sonderflächen und von
Vorbehaltsflächen festzulegen. Die Bebauungspläne mit
Ausnahme der ergänzenden Bebauungspläne (Abs. 8)
sind möglichst für größere funktional zusammenhän-
gende Gebiete zu erlassen.

(2) Bebauungspläne sind für die nach § 31 Abs. 5
erster Satz im örtlichen Raumordnungskonzept festge-
legten Gebiete und Grundflächen zu erlassen, sobald 

a) diese Gebiete bzw. Grundflächen als Bauland, als
Sonderflächen oder als Vorbehaltsflächen gewidmet
sind und

b) die Gemeinde finanziell in der Lage ist, die ver-
kehrsmäßige Erschließung und die Erschließung dieser
Gebiete bzw. Grundflächen mit Einrichtungen zur Was-
serversorgung und Abwasserbeseitigung vorzunehmen.

(3) Für die im örtlichen Raumordnungskonzept nach
§ 31 Abs. 5 festgelegten Gebiete können Bebauungs-
pläne auch dann erlassen werden, wenn diese noch nicht
als Bauland, als Sonderflächen oder als Vorbehaltsflä-
chen gewidmet sind.

(4) Die Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungs-
plänen nach Abs. 2 besteht nicht für bereits bebaute
Grundstücke, sofern die verkehrsmäßige Erschließung
und die Erschließung dieser Grundstücke mit Einrich-
tungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
bereits besteht und die Erlassung von Bebauungsplänen
zur Gewährleistung einer geordneten weiteren Bebau-
ung derselben nicht erforderlich ist.

(5) Bebauungspläne sind unter der Voraussetzung
nach Abs. 2 lit. b weiters für jene Grundflächen zu er-
lassen, die als Sonderflächen für Beherbergungsgroß-
betriebe, Sonderflächen für Handelsbetriebe oder Son-
derflächen für Einkaufszentren gewidmet sind oder auf
denen Gebäude, deren höchster Punkt mehr als 20 m
über dem anschließenden Gelände liegt, errichtet wer-
den sollen. Wurde das Gelände durch die Bauführung
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oder im Hinblick auf die beabsichtigte Bauführung ver-
ändert, so ist vom Geländeniveau nach dieser Verände-
rung auszugehen.

(6) Bebauungspläne können unter der Voraussetzung
nach Abs. 2 lit. b weiters für sonstige Gebiete oder
Grundflächen erlassen werden, die als Bauland, als
Sonderflächen oder als Vorbehaltsflächen gewidmet
sind.

(7) Für Gebiete oder Grundflächen, die aufgrund der
Lage, Form oder Größe der einzelnen Grundstücke ins-
gesamt einer geordneten und Boden sparenden Bebau-
ung entsprechend den Festlegungen des örtlichen
Raumordnungskonzeptes nicht zugänglich sind, darf
ein Bebauungsplan nicht erlassen werden.

(8) Im Fall der Festlegung einer besonderen Bauweise
(§ 60 Abs. 4) ist zusätzlich zum Bebauungsplan ein er-
gänzender Bebauungsplan zu erlassen.

§ 55
Bebauungsregeln

(1) In Gebieten und auf Grundflächen, für die nach
§ 54 Abs. 2 oder 5 ein Bebauungsplan zu erlassen ist,
darf die Baubewilligung für den Neubau von Gebäuden
mit Ausnahme von Nebengebäuden nur erteilt werden,
wenn für das betreffende Grundstück der Bebauungs-
plan besteht und die darin festgelegte verkehrsmäßige
Erschließung rechtlich sichergestellt ist. Im Fall des § 54
Abs. 8 darf die Baubewilligung für den Neubau von
Gebäuden nur erteilt werden, wenn für das betreffende
Grundstück der Bebauungsplan einschließlich des er-
gänzenden Bebauungsplanes besteht und die im Bebau-
ungsplan festgelegte verkehrsmäßige Erschließung
rechtlich sichergestellt ist.

(2) Im Übrigen darf auf Grundstücken, für die ein
Bebauungsplan nicht besteht, die Baubewilligung für
den Neubau von Gebäuden mit Ausnahme von Neben-
gebäuden nur erteilt werden, wenn der Neubau

a) einer geordneten baulichen Gesamtentwicklung
der Gemeinde im Sinn der Ziele der örtlichen Raum-
ordnung, insbesondere im Hinblick auf die Größenver-
hältnisse der Gebäude zueinander und den Schutz des
Orts- und Straßenbildes, nicht zuwiderläuft,

b) eine zweckmäßige und Boden sparende Bebauung
des betreffenden Grundstückes gewährleistet und

c) einer zweckmäßigen verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung und Erschließung des betreffenden Gebietes mit
Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse
einer geordneten Gesamterschließung des Gemeinde-
gebietes nicht entgegensteht.

§ 56
Inhalte

(1) Im Bebauungsplan sind hinsichtlich der ver-
kehrsmäßigen Erschließung die Straßenfluchtlinien
(§ 58) und hinsichtlich der Bebauung die Bauflucht-
linien (§ 59 Abs. 1 und 2), die Bauweisen (§ 60), die Min-
destbaudichten (§ 61) und die Bauhöhen (§ 62 Abs. 1
bis 6) festzulegen.

(2) Ist im Bebauungsplan eine besondere Bauweise
festgelegt, so sind in einem ergänzenden Bebauungsplan
die Festlegungen nach § 60 Abs. 4 zweiter und dritter
Satz zu treffen.

(3) Im Bebauungsplan können weiters die Höchst-
größe der Bauplätze, die Mindest- und die Höchst-
nutzfläche (§ 61 Abs. 5 zweiter und dritter Satz), die
Firstrichtungen und Dachneigungen, die Baugrenz-
linien (§ 59 Abs. 3) und die Höhenlage (§ 62 Abs. 7)
festgelegt sowie ergänzende Festlegungen über die Bau-
dichten (§ 61) und die Bauhöhen (§ 62 Abs. 1 bis 5) ge-
troffen werden. Weiters kann das zulässige Ausmaß der
Veränderung des Geländeniveaus im Verhältnis zum Ge-
ländeniveau vor der Bauführung festgelegt werden. Fer-
ner kann festgelegt werden, dass statt der Mindestab-
stände nach § 6 Abs. 1 lit. b der Tiroler Bauordnung 2001
jene nach § 6 Abs. 1 lit. a der Tiroler Bauordnung 2001
einzuhalten sind. Gegenüber den Grenzen zu Grund-
stücken, für die diese Festlegung nicht gilt, sind jedoch
stets die Mindestabstände nach § 6 Abs. 1 lit. b der
Tiroler Bauordnung 2001 einzuhalten. Schließlich kön-
nen textliche Festlegungen über die Fassadenstruktu-
ren, die Gestaltung der Dachlandschaften, das zulässige
Ausmaß von Geländeveränderungen und dergleichen
getroffen werden.“

81. Die Abs. 3 und 4 des § 57 haben zu lauten:
„(3) Wird in einem Bebauungsplan statt einer beson-

deren Bauweise eine andere Bauweise festgelegt, so tritt
ein allfälliger ergänzender Bebauungsplan außer Kraft.

(4) Wird eine als Bauland, als Sonderfläche oder als
Vorbehaltsfläche gewidmete Grundfläche als Freiland
gewidmet oder wird eine solche Widmung vom Verfas-
sungsgerichtshof aufgehoben, so treten außer in den im
örtlichen Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 5 fest-
gelegten Gebieten allfällige Bebauungspläne hinsicht-
lich dieser Grundflächen außer Kraft. Das Außerkraft-
treten ist am betreffenden Bebauungsplan ersichtlich zu
machen.“

82. Im Abs. 3 des § 59 werden nach dem dritten Satz
folgende Sätze eingefügt:

„Im Fall einer Gefährdung durch Naturgefahren (§ 37
Abs. 2) sind die Baugrenzlinien so festzulegen, dass eine
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solche Gefährdung von Gebäuden und sonstigen bau-
lichen Anlagen vermieden wird. In diesem Fall ist er-
forderlichenfalls durch eine zusätzliche Festlegung zu
bestimmen, dass § 6 Abs. 4 der Tiroler Bauordnung nicht
zur Anwendung gelangt.“

83. Die §§ 61 und 62 haben zu lauten:

„§ 61
Baudichten

(1) Die Baudichten können als Baumassendichte,
Bebauungsdichte, Nutzflächendichte oder in kombi-
nierter Form festgelegt werden. Die Bebauungsdichte
kann weiters für oberirdische und unterirdische bauliche
Anlagen gesondert festgelegt werden. Der Berechnung
der Baudichten sind unbeschadet des Abs. 3 dritter Satz
die Fertigbaumaße des jeweiligen Gebäudes zugrunde
zu legen.

(2) Die Baumassendichte ist das zahlenmäßige Ver-
hältnis zwischen der Baumasse und der Fläche des Bau-
platzes mit Ausnahme jener Teile, die Verkehrsflächen
im Sinn des § 2 Abs. 20 der Tiroler Bauordnung 2001
sind.

(3) Baumasse ist der durch ein Gebäude umbaute
Raum oberhalb der Erdoberfläche, der durch die Außen-
haut des Gebäudes oder, soweit eine Umschließung
nicht besteht, durch die gedachte Fläche in der Flucht
der anschließenden Außenhaut begrenzt wird. Wurde
das Gelände durch die Bauführung oder im Hinblick auf
die beabsichtigte Bauführung verändert, so ist vom
Geländeniveau nach dieser Veränderung auszugehen.
Weist das veränderte Geländeniveau ausgehend vom
Böschungsfuß eine Steigung von mehr als 33 Grad auf,
so ist der Berechnung der Schnitt einer 33 Grad geneig-
ten Linie mit der Außenhaut bzw. der gedachten Fläche
in der Flucht der Außenhaut zu Grunde zu legen. Bei
der Berechnung der Baumasse bleiben untergeordnete
Bauteile außer Betracht.

(4) Die Bebauungsdichte ist das zahlenmäßige Ver-
hältnis zwischen der bebauten Fläche und der Fläche des
Bauplatzes mit Ausnahme jener Teile, die Verkehrsflä-
chen im Sinn des § 2 Abs. 20 der Tiroler Bauordnung
2001 sind. Bei der Berechnung bleiben untergeordnete
Bauteile außer Betracht.

(5) Die Nutzflächendichte ist das zahlenmäßige Ver-
hältnis zwischen der Nutzfläche und der Fläche des Bau-
platzes. Die Nutzfläche ist die Summe der Bodenflächen
eines Gebäudes abzüglich der Wandstärken sowie der im
Verlauf der Wände befindlichen Durchbrechungen und
Ausnehmungen. Nicht zur Nutzfläche zählen:

a) die Flächen von offenen Balkonen und Terrassen,
von Kellerabstellräumen, von Heiz- und Tankräumen,

von Parkdecks und Garagen und von Räumen zum Ein-
stellen von Fahrrädern, Kinderwägen, Sportgeräten,
Rollstühlen und dergleichen,

b) die Flächen, die der inneren Erschließung des Ge-
bäudes dienen, wie Stiegenhäuser, Liftschächte, Woh-
nungszugänge und dergleichen, und

c) bei Geschoßen, die das Dach berühren (Dachge-
schoße), Flächen mit einer lichten Höhe von weniger
als 1,50 m.

§ 62
Bauhöhe, Höhenlage

(1) Die Bauhöhe von Gebäuden ist durch deren
obersten Punkt bezogen auf die absolute Höhe oder auf
einen sonstigen Fixpunkt festzulegen. Weiters können
die Anzahl der oberirdischen Geschoße festgelegt wer-
den. Ferner können die Höhen der Außenwände und
der Traufen oder bestimmter Außenwände und Traufen,
wie der straßenseitigen oder der talseitigen, festgelegt
werden.

(2) Der oberste Punkt kann als Obergrenze, als Un-
ter- und Obergrenze oder zwingend festgelegt werden.
Ebenso können für die Anzahl der oberirdischen Ge-
schoße Höchstzahlen, Mindest- und Höchstzahlen
oder zwingende Zahlen festgelegt werden. Weiters kön-
nen für die Wand- und Traufenhöhen Höchstmaße,
Mindest- und Höchstmaße oder zwingende Maße fest-
gelegt werden.

(3) Wurde das Gelände durch die Bauführung oder
im Hinblick auf die beabsichtigte Bauführung verändert,
so ist hinsichtlich der Anzahl der oberirdischen Ge-
schoße und der Wand- und Traufenhöhen vom Gelän-
deniveau nach dieser Veränderung auszugehen.

(4) Oberirdische Geschoße sind jene Geschoße, bei
denen mehr als die Hälfte der Gesamtfläche der Außen-
wände über das angrenzende Gelände ragt. § 61 Abs. 3
dritter und vierter Satz ist anzuwenden. Dachgeschoße
sind zu berücksichtigen, wenn der Senkrechtabstand
vom Fußboden zur Dachhaut über mehr als der Hälfte
der Grundfläche des darunter liegenden Geschoßes
mehr als 2,70 m beträgt. 

(5) Die Bauhöhe sonstiger baulicher Anlagen ist
durch deren obersten Punkt bezogen auf die absolute
Höhe oder auf einen sonstigen Fixpunkt festzulegen.
Abs. 2 erster Satz ist anzuwenden.

(6) Bei der Bestimmung des obersten Punktes von
Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen bleiben
untergeordnete Bauteile außer Betracht. Weiters gelten
Festlegungen über den obersten Punkt nicht für Ge-
bäude und sonstige bauliche Anlagen, die aus zwingen-
den technischen Gründen nur mit einer größeren als der
danach zulässigen Höhe errichtet werden können.
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(7) Die Höhenlage ist eine durch die absolute Höhe
oder durch einen sonstigen Fixpunkt bestimmte hori-
zontale Ebene.“

84. Im Abs. 1 des § 63 wird im zweiten Satz das Zitat
„§§ 64, 64a, 66 und 67“ durch das Zitat „§§ 64, 64a, 66
und 67 bzw. 67a“ ersetzt.

85. Im Abs. 1 des § 64 wird nach dem ersten Satz fol-
gender Satz eingefügt:

„Der Entwurf des Flächenwidmungsplanes ist in
Form eines Ausdruckes der digitalen Daten aufzulegen.“

86. Der Abs. 1 des § 64a hat zu lauten:
„(1) Die Gemeinde hat den Entwurf des örtlichen

Raumordnungskonzeptes, den Entwurf über die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes und
den Entwurf über die Neuerlassung oder Gesamtände-
rung des Flächenwidmungsplanes nach § 107 Abs. 1
einer Umweltprüfung nach dem Tiroler Umweltprü-
fungsgesetz zu unterziehen.“

87. Die Abs. 3 und 4 des § 64a haben zu lauten:
„(3) Die Entwürfe über die Neuerlassung oder Ge-

samtänderung von Flächenwidmungsplänen nach § 31a
Abs. 2 zweiter Satz und über die Änderung von Flä-
chenwidmungsplänen bedürfen einer Umweltprüfung,
soweit sie die Festlegung von Sonderflächen für UVP-
pflichtige Anlagen nach § 49a oder für Sonderflächen
nach § 50 Abs. 1 zweiter Satz oder § 50a Abs. 1 zweiter
Satz vorsehen oder ein Natura 2000-Gebiet betreffen.
Entwürfe über Widmungskorrekturen im Sinn des § 68
Abs. 2 lit. a bedürfen keiner Umweltprüfung.

(4) Die Entwürfe über die Änderung von örtlichen
Raumordnungskonzepten, die Neuerlassung oder Ge-
samtänderung von Flächenwidmungsplänen nach § 31a
Abs. 2 zweiter Satz und die Änderung von Flächenwid-
mungsplänen bedürfen weiters einer Umweltprüfung,
wenn die Änderung bzw. Neuerlassung voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen zur Folge hat. Bei der
Beurteilung der Erheblichkeit sind die Größe des Pla-
nungsgebietes und die vorgesehenen Nutzungen bzw.
Arten der Widmung in Verbindung mit den Kriterien
nach Anhang II der Richtlinie 2001/42/EG zu berück-
sichtigen. Die Landesregierung kann durch Verordnung
nähere Bestimmungen darüber erlassen, unter welchen
Voraussetzungen diese Entwürfe keiner oder jedenfalls
einer Umweltprüfung bedürfen. Dabei können auch
Grenz- oder Schwellenwerte festgelegt werden.“

88. Der Abs. 5 des § 65 hat zu lauten:
„(5) Der Entwurf eines Bebauungsplanes kann

gleichzeitig mit dem Entwurf des Flächenwidmungs-
planes aufgelegt werden. Erfolgt die Beschlussfassung
über einen Bebauungsplan zeitlich vor der Erteilung der

aufsichtsbehördlichen Genehmigung des Flächenwid-
mungsplanes, so steht der Beschluss außer im Fall des
§ 54 Abs. 3 unter der aufschiebenden Bedingung, dass
dem Flächenwidmungsplan die nach § 66 Abs. 2 erfor-
derliche aufsichtsbehördliche Genehmigung erteilt
wird.“

89. Die bisherigen §§ 66, 67 und 68 werden durch die
folgenden §§ 66, 67, 67a, 68 und 68a ersetzt:

„§ 66
Aufsichtsbehördliche Genehmigung

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept und die
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes
sind nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat
in zweifacher Ausfertigung der Landesregierung zur
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen. Gleich-
zeitig sind die Planinhalte in digitaler Form zu übersen-
den. Weiters sind die maßgebenden Entscheidungs-
grundlagen, die im Verfahren eingelangten Stellungnah-
men, die Auszüge aus den Niederschriften über die Sit-
zungen des Gemeinderates und die Auflegungsnach-
weise in einfacher Ausfertigung anzuschließen. Erfolgt
die Vorlage nicht vollständig, so hat die Landesregierung
die Gemeinde unter Setzung einer angemessenen Nach-
frist aufzufordern, die fehlenden Unterlagen nachzu-
reichen.

(2) Der Flächenwidmungsplan ist nach der Be-
schlussfassung durch den Gemeinderat der Landesre-
gierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vor-
zulegen. Die Vorlage hat in Form digitaler Daten auf
elektronischem Weg über die dafür bestehende EDV-
Anwendung zu erfolgen. Die digitalen Daten haben die
Unterlagen nach Abs. 1 dritter Satz zu enthalten. Die
Landesregierung hat die erhaltenen digitalen Daten un-
verzüglich zu dokumentieren und elektronisch zu sig-
nieren. Abs. 1 vierter Satz gilt sinngemäß.

(3) Dem örtlichen Raumordnungskonzept, der Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes
oder dem Flächenwidmungsplan ist die aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung zu versagen, wenn dieses
(diese)

a) Raumordnungsprogrammen oder anderen vorran-
gigen raumbedeutsamen Planungen oder Maßnahmen
des Landes widerspricht oder sonst eine im überört-
lichen Raumordnungsinteresse des Landes gelegene
Entwicklung der Gemeinde verhindert oder erschwert,

b) unionsrechtliche Verpflichtungen Österreichs,
insbesondere die Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltprüfung, nicht berücksichtigt,

c) raumbedeutsame Planungen oder Maßnahmen des
Bundes im Rahmen der verfassungsrechtlichen Pflicht
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zur Berücksichtigung nicht oder nicht ausreichend be-
rücksichtigt,

d) wesentliche örtliche Raumordnungsinteressen
von Nachbargemeinden beeinträchtigt,

e) den Zielen eines anhängigen Zusammenlegungs-
verfahrens nach dem Tiroler Flurverfassungslandesge-
setz 1996, LGBl. Nr. 74, in der jeweils geltenden Fas-
sung widerspricht,

f) nicht geeignet ist, eine geordnete räumliche Ent-
wicklung der Gemeinde im Sinn der Ziele der örtlichen
Raumordnung sicherzustellen,

g) eine räumliche Entwicklung vorsieht, die zu einer
unvertretbar hohen finanziellen Belastung der Ge-
meinde führen und damit die Erfüllung ihrer gesetz-
lichen und vertraglichen Verpflichtungen in Frage stel-
len würde, oder

h) anderweitig diesem Gesetz widerspricht oder
wenn es zu wesentlichen Mängeln im Verfahren ge-
kommen ist.

(4) Dem Flächenwidmungsplan ist die aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung weiters zu versagen, wenn

a) dieser im Widerspruch zum örtlichen Raumord-
nungskonzept steht oder

b) eine Festlegung nach § 13 Abs. 2 zweiter und drit-
ter Satz erfolgt ist, obwohl der aufgrund des § 13 Abs. 3
dritter und vierter Satz höchstzulässige Anteil der Frei-
zeitwohnsitze an der Gesamtzahl der Wohnungen be-
reits überschritten ist.

(5) Liegt ein Versagungsgrund nach Abs. 3 oder 4
nicht vor, so ist die aufsichtsbehördliche Genehmigung
zu erteilen.

(6) Die Entscheidung der Landesregierung über die
Erteilung oder Versagung der aufsichtsbehördlichen
Genehmigung für das örtliche Raumordnungskonzept
oder für die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes hat mit schriftlichem Bescheid zu er-
folgen. Der Genehmigungsbescheid ist der Gemeinde
unter Anschluss einer mit dem Genehmigungsvermerk
versehenen Ausfertigung des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes bzw. der Fortschreibung des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes zuzustellen.

(7) Die Entscheidung der Landesregierung über die
Erteilung oder Versagung der aufsichtsbehördlichen
Genehmigung für den Flächenwidmungsplan hat mit
schriftlichem Bescheid zu erfolgen. Gleichzeitig sind die
digitalen Daten elektronisch zu signieren und der Ge-
meinde zu übermitteln. Die Erteilung oder Versagung
der aufsichtsbehördlichen Genehmigung und die Über-
mittlung der Daten an die Gemeinde sind in der beste-
henden EDV-Anwendung zu dokumentieren. Die Ge-
meinde hat die Daten dauerhaft zu verwahren.

§ 67
Kundmachung 

des örtlichen Raumordnungskonzeptes 
und der Bebauungspläne

(1) Der Beschluss des Gemeinderates über die Erlas-
sung oder Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist innerhalb von zwei Wochen nach
Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmigung
durch öffentlichen Anschlag während zweier Wochen
kundzumachen. In der Kundmachung sind das Datum
und die Geschäftszahl des Genehmigungsbescheides an-
zuführen. Die Kundmachung hat weiters einen Hinweis
auf die Auflegung des örtlichen Raumordnungskon-
zeptes zur allgemeinen Einsicht (Abs. 4) zu enthalten.
Das örtliche Raumordnungskonzept bzw. die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes tre-
ten mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft.
Eine allfällige vor dem Vorliegen der aufsichtsbehörd-
lichen Genehmigung erfolgte Kundmachung nach § 60
Abs. 1 oder 2 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 be-
wirkt nicht das Inkrafttreten des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes bzw. der Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes.

(2) Der Beschluss des Gemeinderates über die Erlas-
sung eines Bebauungsplanes ist innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Beschlussfassung, im Fall des § 65 Abs. 2
jedoch innerhalb von zwei Wochen nach dem Eintritt
der Rechtswirksamkeit des Beschlusses und im Fall des
§ 65 Abs. 5 zweiter Satz innerhalb von zwei Wochen nach
dem Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmigung
des Flächenwidmungsplanes durch öffentlichen An-
schlag während zweier Wochen kundzumachen. Die
Kundmachung hat einen Hinweis auf die Auflegung des
Bebauungsplanes zur allgemeinen Einsicht zu enthalten
(Abs. 4). Der Bebauungsplan tritt mit dem Ablauf der
Kundmachungsfrist in Kraft. 

(3) Besteht in der Gemeinde ein Publikationsorgan,
so ist der Beschluss des Gemeinderates überdies darin
bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung bildet
keine Voraussetzung für das Inkrafttreten des örtlichen
Raumordnungskonzeptes, der Fortschreibung des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes oder des betreffenden
Bebauungsplanes.

(4) Das örtliche Raumordnungskonzept, die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes und
die Bebauungspläne sind während der Kundmachungs-
frist nach Abs. 1 bzw. 2 und anschließend während der
gesamten Geltungsdauer im Gemeindeamt zur allge-
meinen Einsicht während der für den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden aufzulegen.



S T Ü C K  17, NR. 47166

(5) Bebauungspläne sind nach ihrem Inkrafttreten
unverzüglich der Landesregierung mitzuteilen. § 66
Abs. 1 zweiter und dritter Satz gilt sinngemäß.

§ 67a
Elektronische Kundmachung 
des Flächenwidmungsplanes

(1) Die elektronische Kundmachung des Flächen-
widmungsplanes auf der Grundlage der digitalen Daten
obliegt der Landesregierung. 

(2) Die elektronische Kundmachung des Flächen-
widmungsplanes hat in der Weise zu erfolgen, dass der
Flächenwidmungsplan ab dem der Erteilung der auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung folgenden Tag auf der
Internetseite des Landes zur Abfrage bereitgehalten
wird. Der Flächenwidmungsplan und die Daten nach
Abs. 3 sind derart bereitzuhalten, dass diese nach
Grundstücken abgefragt werden können. Der Flächen-
widmungsplan tritt mit dem Ablauf des Tages der Frei-
gabe zur Abfrage in Kraft. Änderungen des Flächen-
widmungsplanes treten mit dem Ablauf jenes Tages, an
dem die geänderte Fassung des Flächenwidmungsplanes
zur Abfrage freigegeben wird, in Kraft. Die elektroni-
sche Kundmachung hat den Tag, an dem die jeweils gel-
tende Fassung des Flächenwidmungsplanes zur Abfrage
freigegeben worden ist, zu enthalten.

(3) In der elektronischen Kundmachung sind weiters
folgende Daten zur Abfrage bereitzuhalten:

a) das Datum der Beschlussfassung des Gemeinde-
rates über die Auflegung(en) des Entwurfes des Flä-
chenwidmungsplanes und des Beginns und des Endens
dieser Auflegung(en),

b) das Datum der Beschlussfassung des Gemeinde-
rates über die Erlassung des Flächenwidmungsplanes,

c) das Datum und die Geschäftszahl des aufsichtsbe-
hördlichen Genehmigungsbescheides,

d) das Datum der Freigabe zur Abfrage.
(4) In der elektronischen Kundmachung sind weiters

alle Änderungen des Flächenwidmungsplanes ersicht-
lich zu machen. Dabei ist über jede Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes eine planliche Darstellung des je-
weiligen Änderungsbereiches und der gegenüber dem
bisherigen Flächenwidmungsplan vorgenommenen Än-
derungen zur Abfrage bereitzuhalten. Weiters sind die
die jeweilige Änderung betreffenden Daten nach Abs. 3
zur Abfrage bereitzuhalten. Im Fall einer aufsichtsbe-
hördlichen Prüfung nach § 68a sind statt des Datums
und der Geschäftszahl des aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigungsbescheides das Datum und die Geschäfts-
zahl der aufsichtsbehördlichen Prüfung anzugeben. Die
planliche Darstellung und die Daten nach Abs. 3 sind

derart bereitzuhalten, dass diese nach Grundstücken ab-
gefragt werden können.

(5) Wird eine Widmungsfestlegung vom Verfassungs-
gerichtshof aufgehoben, so ist die Aufhebung in der
elektronischen Kundmachung ersichtlich zu machen.
Dabei ist eine planliche Darstellung des von der Auf-
hebung betroffenen Bereiches einschließlich der vorma-
ligen Widmung(en) zur Abfrage bereitzuhalten. Weiters
sind die Kundmachung der Aufhebung im Landesge-
setzblatt im vollen Wortlaut und das Datum des Inkraft-
tretens der Aufhebung zur Abfrage bereitzuhalten.

(6) Der Flächenwidmungsplan muss ohne Identi-
tätsnachweis und unentgeltlich auf der Internetseite des
Landes zugänglich sein und von jedermann ausgedruckt
werden können.

§ 68
Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes, des Flächen-
widmungsplanes und der Bebauungspläne

(1) Für das Verfahren zur Änderung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes, des Flächenwidmungsplanes
und der Bebauungspläne gelten die §§ 64 bis 67a sinn-
gemäß mit der Maßgabe, dass

a) der Gemeinderat anlässlich der im § 64 Abs. 1 erster
Satz vorgesehenen Beschlussfassung über die Auflegung
des Entwurfes gleichzeitig den Beschluss über die dem
Entwurf entsprechende Änderung fassen kann, wobei
dieser Beschluss nur rechtswirksam wird, wenn inner-
halb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stel-
lungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wurde,

b) die im § 64 Abs. 1 dritter Satz vorgesehene Ver-
lautbarung der Auflegung unterbleiben kann,

c) die im § 64 Abs. 3 vorgesehene Verständigung der
Nachbargemeinden unterbleiben kann, wenn die Ände-
rung nicht Grundflächen im Bereich der Gemeinde-
grenzen betrifft und auch sonst die örtlichen Raum-
ordnungsinteressen von Nachbargemeinden nicht be-
rührt werden.

(2) Das Auflegungsverfahren nach § 64 Abs. 1 bis 4
kann entfallen, wenn 

a) der Flächenwidmungsplan infolge der Berichti-
gung der Katastralmappe von Amts wegen nach § 52
Z. 5 des Vermessungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/1968, aus-
schließlich in dem zur Anpassung der Darstellung des
Grenzverlaufes von Grundstücken an den Grenzverlauf
in der Natur erforderlichen Umfang geändert wird
(Widmungskorrekturen) oder

b) der Flächenwidmungsplan ausschließlich im Sinn
des § 35 Abs. 2 vierter Satz geändert wird; in diesem Fall
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ist den betroffenen Grundeigentümern eine Frist von
einem Monat zur Abgabe einer Stellungnahme einzu-
räumen.

(3) Die Auflegung der Entwürfe über die Änderung
des örtlichen Raumordnungskonzeptes und des Flä-
chenwidmungsplanes kann gleichzeitig erfolgen. Dem
Gemeinderat können weiters beide Entwürfe gleichzei-
tig zur Beschlussfassung vorgelegt werden. In diesem
Fall kann die aufsichtsbehördliche Genehmigung für
beide Verordnungen in einem erteilt werden. Andern-
falls darf die Änderung des Flächenwidmungsplanes erst
nach Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung für die Änderung des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes aufsichtsbehördlich genehmigt werden.

(4) Wird der Änderung des Flächenwidmungsplanes
die aufsichtsbehördliche Genehmigung nicht innerhalb
von sechs Wochen nach der vollständigen Vorlage der
digitalen Daten im Umfang des § 66 Abs. 2 zweiter und
dritter Satz erteilt, so gilt mit dem Ablauf dieser Frist
die Genehmigung als erteilt. In den Fällen des Abs. 3
gilt die aufsichtsbehördliche Genehmigung erst als er-
teilt, wenn diese nicht innerhalb eines Monats nach Vor-
liegen der aufsichtsbehördlichen Genehmigung für die
Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes ver-
sagt wird. Das Vorliegen der aufsichtsbehördlichen
Genehmigung für die Änderung des Flächenwid-
mungsplanes ist in der bestehenden EDV-Anwendung
zu dokumentieren.

(5) Die Abs. 1 und 4 sind im Fall der Durchführung
einer Umweltprüfung nicht anzuwenden.

§ 68a
Aufsichtsbehördliche Prüfung 

der Änderung des Flächenwidmungsplanes

(1) Die Gemeinde kann der Landesregierung die
Absicht, den Flächenwidmungsplan hinsichtlich einzel-
ner Grundstücke zu ändern, schriftlich mitteilen. Der
Mitteilung sind die maßgebenden Entscheidungs-
grundlagen anzuschließen. Liegen die maßgebenden
Entscheidungsgrundlagen nicht vollständig vor, so hat
die Landesregierung die Gemeinde unter Setzung einer
angemessenen Frist aufzufordern, die fehlenden Unter-
lagen nachzureichen. Die Landesregierung hat aufgrund
der Mitteilung und der vollständigen Entscheidungs-
grundlagen ohne unnötigen Aufschub aufsichtsbehörd-
lich zu prüfen, ob die geplante Änderung des Flächen-
widmungsplanes den gesetzlichen Voraussetzungen,
insbesondere den Festlegungen des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes, entspricht. 

(2) Ergibt die aufsichtsbehördliche Prüfung, dass die
beabsichtigte Änderung des Flächenwidmungsplanes

den gesetzlichen Voraussetzungen entspricht, so hat die
Landesregierung auf Verlangen der Gemeinde die digi-
talen Daten der Änderung des Flächenwidmungsplanes
zu erstellen und diese der Gemeinde über die bestehende
EDV-Anwendung zur Verfügung zu stellen. Das Ergeb-
nis der aufsichtsbehördlichen Prüfung ist in der EDV-
Anwendung zu dokumentieren. Gleichzeitig sind die
digitalen Daten elektronisch zu signieren. Ergibt die
aufsichtsbehördliche Prüfung, dass die beabsichtigte
Änderung des Flächenwidmungsplanes den gesetz-
lichen Voraussetzungen nicht entspricht, so hat die Lan-
desregierung das Ergebnis der aufsichtsbehördlichen
Prüfung der Gemeinde schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Gemeinde kann der Landesregierung weiters
den fertig ausgearbeiteten Entwurf einer Änderung des
Flächenwidmungsplanes zur aufsichtsbehördlichen
Prüfung nach Abs. 1 vorlegen. In diesem Fall hat die
Vorlage der digitalen Daten über die bestehende EDV-
Anwendung zu erfolgen. Die digitalen Daten haben die
maßgebenden Entscheidungsgrundlagen zu enthalten.
Die Landesregierung hat die digitalen Daten unverzüg-
lich zu dokumentieren und elektronisch zu signieren.
Abs. 2 zweiter, dritter und vierter Satz ist anzuwenden.

(4) Ergibt die aufsichtsbehördliche Prüfung, dass die
Änderung des Flächenwidmungsplanes den gesetz-
lichen Voraussetzungen entspricht, und beschließt die
Gemeinde diese unverändert, so entfällt die aufsichts-
behördliche Genehmigung. In diesem Fall hat die Lan-
desregierung die Änderung des Flächenwidmungspla-
nes nach § 67a elektronisch kundzumachen.

(5) Die Erstellung der digitalen Daten nach Abs. 2
hat auf der Grundlage von Verträgen zwischen dem Land
Tirol und der jeweiligen Gemeinde zu erfolgen. Die Ver-
träge haben einen angemessenen Ersatz der dem Land
Tirol dafür entstehenden Kosten vorzusehen. Das Land
Tirol hat alle Gemeinden gleich zu behandeln.“

90. Im Abs. 3 des § 69 wird folgender Satz angefügt:
„Die Ausführung von anzeigepflichtigen Bauvorha-

ben, die mit diesen Planungszielen im Widerspruch ste-
hen, ist ab diesem Zeitpunkt nach § 22 Abs. 3 dritter
Satz der Tiroler Bauordnung 2001 zu untersagen.“

91. § 70 hat zu lauten:
„§ 70

Entschädigung

(1) Werden als Bauland gewidmete Grundstücke oder
Teile von Grundstücken als Freiland oder als Sonderflä-
chen, deren besonderer Verwendungszweck eine Be-
bauung in einem im Wesentlichen mit der Widmung als
Freiland vergleichbaren Ausmaß einschränkt, gewid-
met, so haben die Eigentümer der betreffenden Grund-
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stücke Anspruch auf eine Vergütung im Ausmaß der
dadurch bewirkten Minderung des ortsüblichen Ver-
kehrswertes, wenn deren Interesse an der Beibehaltung
der Widmung das gegenteilige öffentliche Interesse an
der Änderung der Widmung überwiegt. Ein Anspruch
auf eine Vergütung besteht nicht, wenn der betroffene
Eigentümer die Umwidmung schriftlich angeregt oder
der Umwidmung schriftlich zugestimmt hat.

(2) Ein überwiegendes Eigentümerinteresse im Sinn
des Abs. 1 besteht insbesondere bei unbebauten Grund-
stücken,

a) die sich aufgrund ihrer Lage und Bodenbeschaf-
fenheit für eine der bisherigen Widmung entsprechende
Bebauung eignen, sofern deren verkehrsmäßige Er-
schließung und Erschließung mit den Einrichtungen zur
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung gegeben
oder insbesondere unter Bedachtnahme auf den damit
verbundenen finanziellen und technischen Aufwand
ohne größere Schwierigkeiten herstellbar ist und 

b) die allein oder zusammen mit einer begrenzten
Anzahl weiterer Grundstücke umgewidmet wurden,
wogegen im unmittelbaren Nahebereich gelegene eben-
falls unbebaute Grundstücke mit einem im Wesent-
lichen vergleichbaren Grad der Baulandeignung im Bau-
land verblieben sind.

(3) Ein überwiegendes Eigentümerinteresse im Sinn
des Abs. 1 besteht jedenfalls nicht

a) im Fall von Grundstücken, deren Eignung als Bau-
land im Sinn des § 37 Abs. 1 oder 2 nicht oder nicht mehr
gegeben ist oder

b) wenn im Zusammenhang mit der Umwidmung an-
dere im Eigentum des Betroffenen stehende Grund-
stücke mit zumindest ungefähr demselben Flächenaus-
maß als Bauland oder als Sonderflächen, deren beson-
derer Verwendungszweck eine Bebauung ermöglicht,
gewidmet werden.

(4) Wird aufgrund der Änderung der Widmung von
Grundstücken ihre Bebauung oder eine bestimmte Art
der Bebauung verhindert, so haben die Eigentümer der
betreffenden Grundstücke bzw. die sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten Anspruch auf Vergütung jener
Vermögensnachteile, die ihnen durch die im Vertrauen
auf die bestehende Widmung erfolgte Baureifmachung
der Grundstücke bis zur Auflegung des Entwurfes des
Flächenwidmungsplanes bzw. des Entwurfes über die
Änderung des Flächenwidmungsplanes nach § 64 Abs. 1
oder 4 entstanden sind. Dies gilt nicht bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 1 zweiter Satz oder 3.

(5) Ansprüche auf Vergütung nach Abs. 1 oder 4 be-
stehen gegenüber der Gemeinde. Sie entstehen mit dem

Inkrafttreten des Flächenwidmungsplanes bzw. der Än-
derung des Flächenwidmungsplanes.

(6) Ansprüche auf Vergütung nach Abs. 1 oder 4 sind
innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Flä-
chenwidmungsplanes bzw. der Änderung des Flächen-
widmungsplanes bei der Gemeinde geltend zu machen.
Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann der An-
spruchsberechtigte innerhalb eines Jahres ab dem Zeit-
punkt der Geltendmachung des Anspruches bei der Ge-
meinde bei sonstigem Anspruchsverlust die Festsetzung
der Vergütung durch die Bezirksverwaltungsbehörde
beantragen. Gegen die Entscheidung der Bezirksver-
waltungsbehörde über die Vergütung ist die Berufung
an den Unabhängigen Verwaltungssenat zulässig.

(7) Wird das betreffende Grundstück innerhalb von
15 Jahren nach dem Inkrafttreten des Flächenwid-
mungsplanes bzw. der Änderung des Flächenwid-
mungsplanes wiederum als Bauland oder als Sonder-
fläche, deren besonderer Verwendungszweck eine Be-
bauung ermöglicht, gewidmet, so hat die Gemeinde
gegenüber dem Eigentümer des Grundstückes An-
spruch auf die Rückzahlung einer nach Abs. 1 geleiste-
ten Entschädigung. Der Rückzahlungsanspruch ent-
steht mit dem Inkrafttreten des neuen Flächenwid-
mungsplanes bzw. der neuerlichen Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes. Hat sich zwischenzeitlich der
von der Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreis-
index oder ein jeweils an seine Stelle tretender Index um
mehr als 5 v. H. geändert, so ist diese Änderung zu be-
rücksichtigen. Hinsichtlich der Geltendmachung des
Rückzahlungsanspruches gilt Abs. 6 sinngemäß.“

92. Im Abs. 1 des § 71 hat der vierte Satz zu lauten:
„Die Landesregierung hat in der elektronischen

Kundmachung des Flächenwidmungsplanes diese Wid-
mungsfestlegung ersichtlich zu machen und weiters die
betreffende Verordnung zur Abfrage bereitzuhalten.“

93. Im Abs. 2 des § 71 hat der erste Satz zu lauten:
„Wird ein Bebauungsplan oder ein ergänzender Be-

bauungsplan vom Verfassungsgerichtshof ganz oder
teilweise aufgehoben, so hat die Gemeinde innerhalb
von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten der Aufhe-
bung ersatzweise die der Rechtsanschauung des Verfas-
sungsgerichtshofes entsprechenden Festlegungen zu
treffen.“

94. Im Abs. 2 des § 73 hat die lit. b zu lauten:
„b) ein Auszug aus dem Flächenwidmungsplan, aus

allfälligen Bebauungsplänen und, soweit Grundflächen
nicht als Bauland, als Sonderflächen oder als Vorbe-
haltsflächen gewidmet sind, ein Auszug aus dem ört-
lichen Raumordnungskonzept,“
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95. Die Abs. 4 und 5 des § 73 haben zu lauten:
„(4) Die Durchführung eines Umlegungsverfahrens

ist weiters nur zulässig, wenn für das Umlegungsgebiet
noch kein Bebauungsplan besteht. Einzelne Grundflä-
chen, für die bereits ein Bebauungsplan besteht, dürfen
jedoch in das Umlegungsgebiet einbezogen werden,
wenn dies zur Erreichung des Zweckes des Umle-
gungsverfahrens erforderlich ist.

(5) Die Umlegungsbehörde hat das Umlegungsver-
fahren durch Verordnung einzuleiten. In der Verord-
nung über die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist
das Umlegungsgebiet durch die Festlegung der umzu-
legenden Grundstücke oder Grundstücksteile zu be-
stimmen. Vor der Erlassung der Verordnung über die
Einleitung des Umlegungsverfahrens ist die Gemeinde
außer im Fall, dass die Einleitung des Umlegungsver-
fahrens von ihr beantragt wurde, zu hören. Das Umle-
gungsverfahren darf nur eingeleitet werden, wenn ein
den Abs. 1 bis 4 entsprechender Antrag vorliegt. Weiters
muss die Abgrenzung des Umlegungsgebietes gewähr-
leisten, dass der Zweck des Umlegungsverfahrens vo-
raussichtlich erreicht werden kann und dass keine Rest-
flächen entstehen, die nicht zweckmäßig bebaubar
wären und die einer gesonderten Umlegung nicht mehr
unterzogen werden könnten.“

96. Im Abs. 6 des § 73 wird der dritte Satz aufgehoben.
97. Im § 73 wird folgende Bestimmung als Abs. 7 ein-

gefügt:
„(7) Die Verlautbarung und die Bekanntmachung

nach Abs. 6 haben den Hinweis zu enthalten, dass außer-
bücherliche Rechte an den umzulegenden Grund-
stücken von den Berechtigten innerhalb einer datums-
mäßig festzulegenden Frist von vier Wochen ab dem Tag
der Verlautbarung bei der Umlegungsbehörde geltend
gemacht werden können. Rechte, die nicht innerhalb
dieser Frist geltend gemacht werden, sind im weiteren
Verfahren nur zu berücksichtigen, wenn die Erreichung
des Zweckes des Umlegungsverfahrens dadurch nicht
unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert wird.“

98. Die bisherigen Abs. 7 und 8 des § 73 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(8)“ und „(9)“. In den nunmeh-
rigen Abs. 8 und 9 wird das Zitat „Abs. 6 fünfter Satz“
jeweils durch das Zitat „Abs. 6 vierter Satz“ ersetzt.

99. Im Abs. 1 des § 74 haben die lit. d und e zu lauten:
„d) Zubauten zu Gebäuden sowie die Ausführung

von anzeigepflichtigen Bauvorhaben mit Ausnahme
1. der sonstigen Änderung von Gebäuden,
2. der Änderung sonstiger baulicher Anlagen, sofern

diese keine wesentliche Erweiterung derselben umfasst,
und

3. von Bauvorhaben nach § 20 Abs. 2 lit. a der Tiro-
ler Bauordnung 2001.

e) die Errichtung und die wesentliche Erweiterung
von Einfriedungen und Schuppen im Sinn des § 20 Abs. 3
lit. c bzw. f der Tiroler Bauordnung 2001.“

99a. Im Abs. 7 des § 74 werden die Worte „Neu- oder
Zubau“ durch das Wort „Neubau“ ersetzt.

99b. Im Abs. 4 des § 76 werden im fünften Satz das
Zitat „§ 73 Abs. 6 dritter Satz, 7 und 8“ durch das Zitat
„§ 73 Abs. 7, 8 und 9“ und im sechsten Satz das Zitat
„§ 73 Abs. 7 erster Satz“ durch das Zitat „§ 73 Abs. 8
erster Satz“ ersetzt.

100. Im Abs. 3 des § 77 hat der erste Satz zu lauten:
„Im Umlegungsverfahren können weiters Grundflä-

chen, die als Sonderflächen oder als Vorbehaltsflächen
nach § 52 für Anlagen gewidmet sind, die vorwiegend den
Interessen der Eigentümer der umzulegenden Grund-
stücke oder Grundstücksteile dienen, wie Parkanlagen,
Sportanlagen, Spielplätze und dergleichen, im Ausmaß
von höchstens 10 v. H. der Fläche des Umlegungsgebie-
tes zugunsten der Gemeinde aufgebracht werden.“

101. Im Abs. 1 des § 78 werden in der lit. e der dritte,
der vierte und der fünfte Satz durch folgende Sätze er-
setzt:

„Grundflächen für Anlagen nach § 77 Abs. 3 erster
Satz dürfen nur der Gemeinde zugewiesen werden. Vor-
behaltsflächen für den Gemeinbedarf dürfen nur der
Gemeinde und, soweit dies nicht möglich ist, anderen
Grundeigentümern anstelle von solchen Vorbehaltsflä-
chen zugewiesen werden. Vorbehaltsflächen für den ge-
förderten Wohnbau dürfen der Gemeinde, dem Tiroler
Bodenfonds sowie Bauträgern, die geförderte Wohn-
bauten errichten, zugewiesen werden. Soweit dies nicht
möglich ist, dürfen Vorbehaltsflächen für den geförder-
ten Wohnbau anderen Grundeigentümern anstelle von
solchen Vorbehaltsflächen zugewiesen werden.“

102. Im Abs. 1 des § 82 wird im dritten Satz das Zitat
„§§ 65, 67 und 68“ durch das Zitat „§§ 65, 66, 67 und 68“
ersetzt. Weiters haben der fünfte und der sechste Satz
zu lauten:

„Der Erschließungsplan kann auch in einem mit dem
Bebauungsplan erlassen werden. Die Umlegungsbe-
hörde ist hinsichtlich der für das Umlegungsgebiet er-
lassenen Bebauungspläne im Verfahren nach § 122 der
Tiroler Gemeindeordnung 2001 bzw. § 77 des Stadt-
rechtes der Landeshauptstadt Innsbruck 1975, LGBl.
Nr. 53, in der jeweils geltenden Fassung zu hören.“

103. Im Abs. 6 des § 84 hat der zweite Satz zu lauten:
„Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts

wegen die erforderlichen Eintragungen im Grundbuch
vorzunehmen.“
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104. Der Abs. 8 des § 84 hat zu lauten:
„(8) Nach der Richtigstellung des Grundbuches und

der Leistung der Geldabfindungen und Vergütungen
nach § 85 Abs. 2, 3 und 4 ist das Umlegungsverfahren
durch Verordnung abzuschließen. Die Verordnung über
den Abschluss des Umlegungsverfahrens ist im Boten
für Tirol zu verlautbaren und überdies durch Anschlag
an der Amtstafel der Gemeinde während zweier Wochen
bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung bildet keine
Voraussetzung für das Inkrafttreten der Verordnung.
Die Gemeinde hat die Bekanntmachung an der Amts-
tafel der Gemeinde durchzuführen. Die Verordnung ist
weiters unverzüglich dem Grundbuchsgericht, der
Agrarbehörde und dem Vermessungsamt mitzuteilen.
Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts wegen
die Anmerkung nach § 73 Abs. 8 erster Satz bei den be-
troffenen Grundstücken zu löschen.“

104a. Im Abs. 3 des § 87 wird im fünften Satz das Zitat
„§ 73 Abs. 7 erster Satz“ durch das Zitat „§ 73 Abs. 8
erster Satz“ ersetzt.

105. Im § 89 wird folgende Bestimmung als Abs. 7
angefügt:

„(7) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle
Angelegenheiten der Umlegungsoberbehörde zu infor-
mieren. Der Vorsitzende ist verpflichtet, die von der
Landesregierung verlangten Auskünfte zu erteilen.“

106. Im Abs. 1 des § 90 wird im Einleitungssatz das
Zitat „,BGBl. Nr. 51,“ aufgehoben. 

107. Im Abs. 1 des § 90 wird folgende Bestimmung
als lit. b eingefügt:

„b) Im Zug des Umlegungsverfahrens abgegebene
Parteienerklärungen dürfen nur mit Zustimmung der
Umlegungsbehörde widerrufen werden. Die Zustim-
mung ist zu versagen, wenn aufgrund des Widerrufs eine
erhebliche Beeinträchtigung des Verfahrens zu befürch-
ten ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn auf-
grund der Parteienerklärung bereits Maßnahmen ge-
troffen, Bescheide erlassen oder sonstige Rechtshand-
lungen gesetzt worden sind.“

108. Im Abs. 1 des § 90 erhalten die bisherigen lit. b,
c und d die Buchstabenbezeichnungen „c“, „d“ und „e“.

109. Im Abs. 1 des § 90 hat in der nunmehrigen lit. d
der erste Satz zu lauten:

„Bescheide über die Grenzfeststellung, Umlegungs-
bescheide, Bescheide über die Genehmigung eines Um-
legungsvertrages und Feststellungsbescheide betreffend
Umlegungsübereinkommen nach § 86a Abs. 2 zweiter
Satz können auch durch Auflegung zur allgemeinen Ein-
sicht im Gemeindeamt der Gemeinde, in deren Gebiet
die Baulandumlegung durchgeführt wird, während
zweier Wochen erlassen werden.“

110. Im Abs. 1 des § 90 wird in der nunmehrigen lit. e
nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:

„Jene Grundeigentümer, denen nach § 78 Abs. 1 lit. f
eine Geldabfindung zuerkannt wird, sind von den Kos-
ten der Grenzvermarkung befreit.“

111. Im Abs. 4 des § 93 hat die lit. b zu lauten:
„b) die Gewährung von Zuschüssen an Gemeinden

für den Erwerb von Grundstücken, für infrastrukturelle
Vorhaben, für Maßnahmen zum Zweck der Sanierung
oder Revitalisierung gewachsener Ortskerne und für
landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Erbringung von Leis-
tungen nach § 14 Abs. 2 des Tiroler Wohnbauförde-
rungsgesetzes 1991.“

112. Im Abs. 5 des § 93 hat die lit. d zu lauten:
„d) die Veräußerung von Grundstücken zum Zweck

der Errichtung von Gebäuden und sonstigen Anlagen
nach § 52 Abs. 1,“

112a. § 95 wird aufgehoben.
113. Der Abs. 3 des § 96 wird durch folgende Abs. 3,

4, 5 und 6 ersetzt:
„(3) Landesbedienstete können mit ihrer Zustim-

mung unter Wahrung ihrer Rechte und Pflichten als
Landesbedienstete nach Anhören des Geschäftsführers
(§ 100) jederzeit dem Tiroler Bodenfonds zur Dienst-
leistung zugewiesen werden.

(4) Der Geschäftsführer ist Dienststellenleiter im
Sinn der dienstrechtlichen Vorschriften und als solcher
Vorgesetzter aller Landesbediensteten, die beim Tiroler
Bodenfonds ihren Dienst versehen.

(5) Folgende Angelegenheiten werden vom Ge-
schäftsführer gegenüber den nach Abs. 3 dem Tiroler
Bodenfonds zugewiesenen Bediensteten selbstständig
wahrgenommen:

a) Ausübung der Befugnis zur Erteilung von fach-
lichen Weisungen zur Gestaltung und Abwicklung der
laufenden Geschäfte des Tiroler Bodenfonds,

b) Fachaufsicht über die Bediensteten bei der Be-
sorgung der laufenden Geschäfte des Tiroler Boden-
fonds.

(6) Der Tiroler Bodenfonds hat seine Personal- und
Sachaufwendungen selbst zu tragen. Sind dem Tiroler
Bodenfonds Landesbedienstete zur Dienstleistung zu-
gewiesen worden, so hat dieser die hierdurch entstan-
denen Aufwendungen dem Land Tirol zu ersetzen.“

114. Im Abs. 1 des § 97 hat die lit. d zu lauten:
„d) ein Vertreter der Landwirtschaftskammer,“
115. Im Abs. 1 des § 97 wird in der lit. g der Punkt

durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz
angefügt:
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„die Vorstände dieser Abteilungen können sich durch
fachkundige Bedienstete der jeweiligen Abteilung ver-
treten lassen.“

116. § 105 wird durch die folgende Bestimmung er-
setzt:

„§ 105
Bestehende Gastgewerbebetriebe 

zur Beherbergung von Gästen

(1) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gäs-
ten, die am 30. Juni 2011 nach den raumordnungsrecht-
lichen Vorschriften rechtmäßig bestanden haben, jedoch
nicht die Voraussetzungen nach § 13 Abs. 1 lit. a dieses
Gesetzes in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 47/2011
erfüllen, gelten nicht als Freizeitwohnsitze. Die Zahl der
Betten dieser Betriebe darf nicht mehr erhöht werden. 

(2) Im Fall des Abbruches oder der sonstigen Zer-
störung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles, das (der)
als Gastgewerbebetrieb im Sinn des Abs. 1 verwendet
wird, darf, soweit dies baurechtlich sonst zulässig ist,
stattdessen ein Neubau mit demselben Verwendungs-
zweck und höchstens derselben Zahl an Betten ge-
schaffen werden.“

117. Der Abs. 4 des § 106 wird durch folgenden
Absatz ersetzt:

„(4) Im Fall der Änderung von Raumordnungspro-
grammen, die am 30. Juni 2011 in Geltung stehen, ent-
fällt die Verpflichtung nach § 9 Abs. 6 in Verbindung mit
§ 10 Abs. 5 zur Bekanntmachung der planlichen Dar-
stellungen im Internet.“

118. Nach § 106 wird folgende Bestimmung als § 106a
eingefügt:

„§ 106a
Fortschreibung 

der örtlichen Raumordnungskonzepte

Ist am 30. Juni 2011 die Beschlussfassung über die
Auflegung des Entwurfes über die Fortschreibung des
örtlichen Raumordnungskonzeptes bereits erfolgt oder
liegt zu diesem Zeitpunkt zumindest ein Entwurf über
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskon-
zeptes vor, so kann die Fortschreibung desselben statt
mit den Inhalten nach § 31 dieses Gesetzes in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 47/2011 auch mit den In-
halten nach § 31 dieses Gesetzes in der Fassung LGBl.
Nr. 27/2006 erfolgen. § 31a dieses Gesetzes in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 47/2011 mit Ausnahme
des Abs. 2 dritter Satz ist anzuwenden.“

119. § 107 hat zu lauten:

„§ 107
Bestehende Flächenwidmungspläne

(1) Jede Gemeinde hat innerhalb von zwei Jahren
nach dem Inkrafttreten des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes den Flächenwidmungsplan neu zu erlassen
oder den bestehenden Flächenwidmungsplan zu ändern,
soweit dies zur Vermeidung von Widersprüchen zu den
Zielen der örtlichen Raumordnung nach diesem Gesetz
und zu den Festlegungen des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes erforderlich ist. Im Fall des § 111 hat die Ge-
meinde innerhalb dieser Frist einen Flächenwidmungs-
plan erstmalig zu erlassen.

(2) In jenen Gemeinden, für die am 1. Juli 2011 ein
neuer oder geänderter Flächenwidmungsplan im Sinn
des Abs. 1 noch nicht besteht, bleiben die Flächenwid-
mungspläne nach § 10 des Tiroler Raumordnungsgeset-
zes 1984 in der am 30. Juni 2011 geltenden Fassung wei-
ter aufrecht. Diese Flächenwidmungspläne dürfen nicht
elektronisch kundgemacht werden. Für diese Flächen-
widmungspläne gilt § 109 Abs. 2 und 3 sinngemäß.

(3) Flächenwidmungspläne im Sinn des Abs. 2 dür-
fen nur nach den Bestimmungen dieses Gesetzes geän-
dert werden. Die Widmung von weiteren Grundflächen
als Bauland, als Sonderflächen oder als Vorbehaltsflä-
chen ist nur in den Fällen des § 36 Abs. 1 lit. c, d und e
dieses Gesetzes in der Fassung LGBl. Nr. 27/2006 und
weiters dann zulässig, wenn die Änderung zur Schaffung
eines für ein bestimmtes Bauvorhaben ausreichend gro-
ßen Bauplatzes erforderlich ist und die betreffende
Grundfläche großteils bereits als Bauland, als Sonder-
fläche oder als Vorbehaltsfläche gewidmet ist. Die Wid-
mung von weiteren Grundflächen als Bauland, als Son-
derflächen oder als Vorbehaltsflächen ist jedoch zuläs-
sig, wenn am 30. Juni 2011 die Auflegung des Entwur-
fes über die Neuerlassung oder die Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes zur allgemeinen Einsicht bereits
erfolgt ist.

(4) Im Fall der Änderung des Flächenwidmungspla-
nes nach Abs. 1 erster Satz ist der gesamte Flächenwid-
mungsplan digital zu erstellen und nach der Plangrund-
lagen- und Planzeichenverordnung 2004, LGBl. Nr. 13,
in der jeweils geltenden Fassung neu zu fassen. Im Übri-
gen ist das Verfahren zur Erlassung von Flächenwid-
mungsplänen anzuwenden. Der geänderte Flächenwid-
mungsplan gilt als neu erlassen.

(5) Für den nach Abs. 1 erster Satz neu erlassenen
oder geänderten Flächenwidmungsplan gilt § 109 Abs. 2,
3 und 4 sinngemäß.“

120. Im Abs. 5 des § 108 hat der erste Satz zu lauten:
„Sonderflächen nach § 16 Abs. 1 lit. a des Tiroler

Raumordnungsgesetzes 1984 gelten als Vorbehaltsflä-
chen nach § 52 Abs. 1.“

121. Im Abs. 6 des § 108 werden im zweiten Satz das
Zitat „§ 107 Abs. 1 zweiter Satz“ durch das Zitat „§ 107
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Abs. 1 erster Satz“ und im dritten Satz das Zitat „§ 53
Abs. 2 vierter Satz“ durch das Zitat „§ 53 Abs. 2 dritter
Satz in der Fassung LGBl. Nr. 27/2006“ ersetzt.

122. § 109 wird durch die folgende Bestimmung er-
setzt:

„§ 109
Weitergeltung 

der analogen Flächenwidmungspläne

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung für
jede Gemeinde den Tag zu bestimmen, von dem an der
Flächenwidmungsplan erstmalig elektronisch kundzu-
machen ist. Die Landesregierung hat den Flächenwid-
mungsplan für die jeweilige Gemeinde von diesem Tag
an elektronisch kundzumachen. Die elektronische
Kundmachung hat diesen Tag zu enthalten. Nach dem
Ablauf des Tages, an dem der Flächenwidmungsplan
erstmalig elektronisch kundgemacht worden ist, gilt
ausschließlich der elektronisch kundgemachte Flächen-
widmungsplan.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung die
Art der Übernahme der analogen Flächenwidmungs-
pläne in die elektronischen Flächenwidmungspläne fest-
zulegen.

(3) Die analogen Flächenwidmungspläne, die am
30. Juni 2011 bestehen, gelten bis zum Ablauf des Tages,
an dem der Flächenwidmungsplan erstmalig elektro-
nisch kundgemacht wird, weiter. Auf diese Flächenwid-
mungspläne ist dieses Gesetz nach Maßgabe des Abs. 4
anzuwenden.

(4) Auf die analogen Flächenwidmungspläne nach
Abs. 2 sind § 29 Abs. 3 zweiter, dritter und vierter Satz,
§ 35 Abs. 1, § 36 Abs. 3, § 43 Abs. 6, § 52a Abs. 3 und 4,
§ 53 Abs. 2 und 3, § 64 Abs. 1, § 66 Abs. 2 und 7, § 67a,
§ 68a und § 71 Abs. 1 dieses Gesetzes in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 47/2011 nicht anzuwenden. § 52a
Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 47/2011 ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass die Gemeinde die Widmung als Freiland fest-
zulegen bzw. die Widmung als Vorbehaltsfläche aufzu-
heben hat. Statt der im ersten Satz angeführten Bestim-
mungen sind § 11 Abs. 5, § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1 lit. e
und 3, § 43 Abs. 6, § 52 Abs. 6, § 53 Abs. 2 und 3, § 64
Abs. 1, § 66 Abs. 1 und 5 und § 67 hinsichtlich der Flä-
chenwidmungspläne und § 71 Abs. 1 dieses Gesetzes in
der Fassung LGBl. Nr. 27/2006 weiter anzuwenden.

(5) Auf im Zeitpunkt der erstmaligen elektronischen
Kundmachung des Flächenwidmungsplanes bestehende
Sonderflächen ist § 43 Abs. 6 gegebenenfalls in Verbin-
dung mit § 43 Abs. 7 dieses Gesetzes in der Fassung
LGBl. Nr. 27/2006 weiter anzuwenden.

(6) Besteht im Zeitpunkt der erstmaligen elektroni-
schen Kundmachung des Flächenwidmungsplanes ein
Vorbehalt nach § 53 Abs. 2 dieses Gesetzes in der Fas-
sung LGBl. Nr. 27/2006, so läuft die Frist nach dem drit-
ten Satz dieser Bestimmung als Frist nach § 53 Abs. 2
dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 47/2011 weiter.

(7) Auf die analogen Flächenwidmungspläne nach
Abs. 2 ist die Plangrundlagen- und Planzeichenverord-
nung 2004, LGBl. Nr. 13, in der jeweils geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden. § 29 Abs. 4 dieses Gesetzes in
der Fassung LGBl. Nr. 27/2006 ist auf diese Verordnung
weiter anzuwenden.“

123. Im § 110 werden folgende Bestimmungen als
Abs. 13, 14 und 15 angefügt:

„(13) Einkaufszentren des Betriebstyps B, die am
30. Juni 2011 rechtmäßig bestehen und deren Waren-
sortiment in diesem Zeitpunkt in einem mehr als ge-
ringfügigen Ausmaß Sortimente von nicht artverwand-
ten Waren im Sinn der Anlage umfasst, dürfen diese Sor-
timente weiter anbieten, sofern das Ausmaß der Kun-
denfläche um höchstens 25 v. H. der zu diesem Zeit-
punkt aufgrund einer rechtskräftigen Baubewilligung
zulässig gewesen Kundenfläche, jedenfalls um nicht
mehr als 1.500 m², erhöht wird. Dies gilt nur insoweit,
als das zulässige Höchstausmaß der Kundenfläche nach
Abs. 4 nicht überschritten wird.

(14) Zum Zweck der Verlegung von Einkaufszentren
des Betriebstyps B, die in anderen als den in einem
Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 4 festgelegten
Gemeinden außerhalb der Randzonen derselben recht-
mäßig bestehen, ist die Neuwidmung von Sonderflächen
für Einkaufszentren des Betriebstyps B auch in diesen
Gemeinden zulässig, wenn

a) deren Lage im Übrigen den Voraussetzungen nach
§ 8 Abs. 4 erster Satz entspricht und

b) die im Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5
festgelegten Grundsätze für die Widmung von Sonder-
flächen für Einkaufzentren erfüllt sind.

(15) Sonderflächen für Einkaufszentren des Be-
triebstyps B nach Abs. 14 sind hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit ihrer Erweiterung und der Erhöhung des zuläs-
sigen Höchstausmaßes der Kundenfläche bzw. jenes Tei-
les der Kundenfläche, auf dem Lebensmittel angeboten
werden dürfen, der jeweiligen ursprünglichen Sonder-
fläche gleichzuhalten. Für die ursprüngliche Sonder-
fläche ist gleichzeitig mit der Neuwidmung eine mit dem
umgebenden Widmungsbestand vereinbare Widmung
festzulegen. Die Beibehaltung der Widmung als Sonder-
fläche für Einkaufszentren des Betriebstyps B ist jeden-
falls unzulässig.“
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124. Im § 111 hat der zweite Satz zu lauten:
„§ 107 Abs. 3 zweiter und dritter Satz gilt sinnge-

mäß.“
125. Die Abs. 1 und 2 des § 112 haben zu lauten:
„(1) Bestehende Bebauungspläne nach § 18 des Tiro-

ler Raumordnungsgesetzes 1984 dürfen nicht mehr ge-
ändert werden. Sie treten mit der Erlassung des Bebau-
ungsplanes für die betreffenden Grundflächen, spätes-
tens jedoch drei Jahre nach dem Inkrafttreten des neuen
oder geänderten Flächenwidmungsplanes nach § 107
Abs. 1 zweiter Satz, außer Kraft. Bis dahin ist auf die
Festlegungen solcher Bebauungspläne, soweit sie nicht
im Widerspruch zu den Bestimmungen dieses Gesetzes
stehen, im Bauverfahren Bedacht zu nehmen.

(2) Bebauungspläne, im Fall der Festlegung einer be-
sonderen Bauweise auch ergänzende Bebauungspläne,
dürfen bereits vor dem Inkrafttreten des neuen oder
geänderten Flächenwidmungsplanes nach § 107 Abs. 1
erlassen werden.“

125a. Im Abs. 3 des § 112 wird im dritten Satz das
Datum „31. Dezember 2010“ durch das Datum „31. De-
zember 2013“ ersetzt.

126. Der Abs. 6 des § 112 hat zu lauten:
„(6) Abs. 1 gilt sinngemäß für noch bestehende Ver-

bauungspläne (Wirtschaftspläne), soweit sie den Be-
bauungsplänen nach diesem Gesetz vergleichbare Fest-
legungen enthalten.“

127. Im § 112 wird folgende Bestimmung als Abs. 7
angefügt:

„(7) Die am 30. Juni 2011 bestehenden allgemeinen
und ergänzenden Bebauungspläne bleiben aufrecht. Sie
gelten als Bebauungspläne im Sinn des § 54. Desgleichen
bleiben zu diesem Zeitpunkt bestehende allgemeine Be-
bauungspläne, zu denen ein ergänzender Bebauungsplan
nicht besteht, aufrecht. Sie sind, sofern an deren Stelle
nicht Bebauungspläne im Sinn des § 54 erlassen werden,
spätestens bis zum 31. Dezember 2015 um die fehlen-
den Festlegungen nach § 56 Abs. 1 zu ergänzen. Ande-
renfalls treten sie mit dem Ablauf dieser Frist außer
Kraft. Ergänzte allgemeine Bebauungspläne gelten als
Bebauungspläne im Sinn des § 54.“

128. § 113 hat zu lauten:

„§ 113
Bauverfahren

(1) Auf Grundstücken, die nach dem Tiroler Raum-
ordnungsgesetz 1984 als Bauland oder als Sonderflächen
gewidmet worden sind, und auf Grundstücken, für die
Verbauungspläne (Wirtschaftspläne) bestehen, darf ab-
weichend vom § 55 Abs. 1 erster Satz die Baubewilli-
gung für den Neubau von Gebäuden bis zum Ablauf von

drei Jahren nach dem Inkrafttreten des neuen oder ge-
änderten Flächenwidmungsplanes nach § 107 Abs. 1
auch erteilt werden, wenn ein Bebauungsplan für das be-
treffende Grundstück noch nicht besteht. Die Baube-
willigung darf nur unter den Voraussetzungen nach § 55
Abs. 2 erteilt werden. In die Frist nach dem ersten Satz
sind die Zeiten des Bauverfahrens, eines Verfahrens vor
der Vorstellungsbehörde, dem Verwaltungsgerichtshof
oder dem Verfassungsgerichtshof und einer Bausperre
im Sinn des § 69 nicht einzurechnen. 

(2) Die zeitliche Einschränkung nach Abs. 1 erster
Satz gilt nicht für Bauverfahren, die am 1. Jänner 1994
bereits anhängig waren.

(3) Bis zum Inkrafttreten der Fortschreibung des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes mit den Festlegungen
nach § 31 Abs. 5 sowie auf in diesem Zeitpunkt anhän-
gige Bauverfahren sind § 54 Abs. 5 und § 55 dieses Ge-
setzes in der Fassung LGBl. Nr. 27/2006 mit der Maß-
gabe weiter anzuwenden, dass an die Stelle des allge-
meinen und des ergänzenden Bebauungsplanes der Be-
bauungsplan tritt. § 55 Abs. 1 dieses Gesetzes in der Fas-
sung LGBl. Nr. 27/2006 findet auf Grundstücke, die als
Sonderflächen für Beherbergungsgroßbetriebe, Sonder-
flächen für Handelsbetriebe oder Sonderflächen für Ein-
kaufszentren gewidmet sind oder auf denen Gebäude,
deren höchster Punkt mehr als 20 m über dem an-
schließenden Gelände liegt, keine Anwendung. § 54
Abs. 5 zweiter Satz ist anzuwenden.“

129. § 115 wird durch die folgende Bestimmung er-
setzt:

„§ 115
Bisherige Kostenbeiträge

(1) Auf Beiträge zu den Kosten der Ausarbeitung der
Änderung des Flächenwidmungsplanes ist, wenn die
Änderung des Flächenwidmungsplanes vor dem 1. Juli
2011 in Kraft getreten ist, § 29 Abs. 6 und 8 dieses Ge-
setzes in der Fassung LGBl. Nr. 27/2006 in Verbindung
mit der Kostenbeitragsverordnung 2007, LGBl. Nr. 40,
weiter anzuwenden.

(2) Auf Beiträge zu den Kosten der Ausarbeitung der
allgemeinen und der ergänzenden Bebauungspläne und
deren Änderung ist § 29 Abs. 7 und 8 in Verbindung mit
der Kostenbeitragsverordnung 2007 weiter anzuwen-
den. Ist jedoch eine Beitragspflicht nach diesen Vor-
schriften bis zum 31. Dezember 2013 nicht entstanden,
so ist mit dem Ablauf dieser Frist der Beitrag nach § 28a
Abs. 2 dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 47/2011 vorzuschreiben.“

129a. Nach § 116 wird folgende Bestimmung als
§ 116a eingefügt:
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„§ 116a
Verwendung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeindeämter dürfen von Personen, die
einen Freizeitwohnsitz nach § 17 Abs. 3 anmelden oder
nach früheren raumordnungsrechtlichen Vorschriften
angemeldet haben, folgende Daten verarbeiten, sofern
diese Daten für die Durchführung des Anmeldeverfah-
rens oder für die Überwachung der Einhaltung der Be-
stimmungen dieses Gesetzes über Freizeitwohnsitze er-
forderlich sind:

a) Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbar-
keitsdaten,

b) grundstücks- und gebäudebezogene Daten, Daten
über die Art der Verwendung von Wohnsitzen,

c) Daten über die Eigenschaft, das Fehlen der Eigen-
schaft und das Erlöschen der Eigenschaft von Wohnsit-
zen als Freizeitwohnsitze,

d) Daten über Feststellungsbescheide nach § 17
Abs. 3 oder nach früheren raumordnungsrechtlichen
Vorschriften.

(2) Die Gemeindeämter dürfen von Personen, die um
die Erteilung einer Ausnahmebewilligung nach § 13
Abs. 5 angesucht haben, folgende Daten verarbeiten, so-
fern diese Daten für die Durchführung des Verfahrens
oder für die Überwachung der Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Gesetzes über Freizeitwohnsitze erfor-
derlich sind:

a) Daten nach Abs. 1 lit. a, b und c,
b) auf das Verlassenschaftsverfahren bezogene Daten,
c) Daten über Lebensumstände im Sinn des § 13

Abs. 5 lit. b,
d) Daten über Ausnahmebewilligungen.
(3) Die Gemeindeämter dürfen Daten nach den

Abs. 1 und 2 an die Bezirksverwaltungsbehörden zum
Zweck der Durchführung von Verwaltungsstrafverfah-
ren übermitteln. Die Bezirksverwaltungsbehörden dür-
fen die Daten zu diesem Zweck verarbeiten und dem
Unabhängigen Verwaltungssenat zur Entscheidung
über Berufungen in Verwaltungsstrafverfahren über-
mitteln. Der Unabhängige Verwaltungssenat darf die
Daten zu diesem Zweck verarbeiten.

(4) Die Gemeindeämter dürfen von Personen, die
Eigentümer von Freizeitwohnsitzen oder sonst hierüber
Verfügungsberechtigte sind, Daten nach Abs. 1 lit. a, c
und d und Abs. 2 lit. a und d

a) den mit der Vollziehung des Tiroler Grundver-
kehrsgesetzes und des Tiroler Aufenthaltsabgabegeset-
zes 2003, LGBl. Nr. 85, in der jeweils geltenden Fassung
betrauten Behörden zum Zweck der Wahrnehmung der
ihnen nach diesen Gesetzen übertragenen Aufgaben und

b) den Tourismusverbänden zum Zweck der Über-
wachung der Entrichtung der Aufenthaltsabgabe

übermitteln. Die Behörden und die Tourismusver-
bände dürfen die Daten zu dem in den lit. a und b je-
weils genannten Zweck verarbeiten.

(5) Das Amt der Landesregierung, die Bezirksver-
waltungsbehörden und die Gemeindeämter dürfen von
Eigentümern von Grundstücken folgende Daten verar-
beiten, sofern diese Daten für die Festsetzung von Ver-
gütungen nach § 6 Abs. 4, gegebenenfalls in Verbindung
mit § 26 Abs. 2 lit. b bzw. § 30 lit. b, erforderlich sind:

a) Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbar-
keitsdaten,

b) grundstücksbezogene Daten,
c) Daten über Vergütungen.
(6) Das Amt der Landesregierung, die Bezirksver-

waltungsbehörden und die Gemeindeämter dürfen
Daten nach Abs. 5 dem Unabhängigen Verwaltungsse-
nat zum Zweck der Durchführung von Berufungsver-
fahren übermitteln. Der Unabhängige Verwaltungsse-
nat darf die Daten zu diesem Zweck verarbeiten.

(7) Die Gemeindeämter dürfen grundstücksbezo-
gene Daten zum Zweck der Erlassung, Fortschreibung
oder Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes
sowie zum Zweck der Erlassung oder Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes und von Bebauungsplänen verar-
beiten und, soweit dies in diesem Gesetz vorgesehen ist,
veröffentlichen. Sofern dies für diese Zwecke erforder-
lich ist, dürfen von Gemeindebewohnern und Eigen-
tümern von Grundstücken weiters Identifikations-
daten, Adressdaten und Erreichbarkeitsdaten verarbei-
tet werden.

(8) Die Gemeindeämter dürfen grundstücksbezo-
gene Daten zum Zweck der elektronischen Kundma-
chung des Flächenwidmungsplanes nach § 67a dem Amt
der Landesregierung übermitteln. Das Amt der Landes-
regierung darf die Daten zu diesem Zweck verarbeiten
und veröffentlichen.

(9) Die Gemeindeämter dürfen Daten nach den
Abs. 1, 2, 7 und 8 den Bezirksverwaltungsbehörden und
dem Amt der Landesregierung zum Zweck der Wahr-
nehmung der Aufgaben der Gemeindeaufsicht über-
mitteln. Die Bezirksverwaltungsbehörden und das Amt
der Landesregierung dürfen die Daten zu diesem Zweck
verarbeiten.

(10) Das Amt der Landesregierung und die Pla-
nungsverbände dürfen grundstücksbezogene Daten
zum Zweck der Erlassung oder Änderung von über-
örtlichen Raumordnungsprogrammen und Raumord-
nungsplänen bzw. von Regionalprogrammen und Re-
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gionalplänen verarbeiten und, soweit dies in diesem
Gesetz vorgesehen ist, veröffentlichen. Sofern dies für
diese Zwecke erforderlich ist, dürfen von Gemeinde-
bewohnern und Eigentümern von Grundstücken wei-
ters Identifikationsdaten, Adressdaten und Erreichbar-
keitsdaten verarbeitet werden. Die Planungsverbände
dürfen die Daten weiters dem Amt der Landesregierung
zum Zweck der Wahrnehmung der Aufgaben der Auf-
sicht übermitteln. Das Amt der Landesregierung darf
die Daten zu diesem Zweck verarbeiten.

(11) Das Amt der Landesregierung darf von Eigen-
tümern von Grundstücken und von Personen, denen
daran dingliche oder persönliche Rechte zukommen,
folgende Daten verarbeiten, sofern diese Daten für die
Durchführung von Entschädigungsverfahren nach § 70
und von Umlegungsverfahren nach den §§ 72 ff. erfor-
derlich sind:

a) Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbar-
keitsdaten,

b) grundstücks- und gebäudebezogene Daten, Daten
über dingliche und persönliche Rechte an Grundstücken,

c) Daten über das Entschädigungsverfahren.
Soweit dies in diesem Gesetz im Zusammenhang mit

der Durchführung von Umlegungsverfahren vorgese-
hen ist, dürfen die Daten weiters veröffentlicht werden.

(12) Das Amt der Landesregierung darf Daten nach
Abs. 11 dem Unabhängigen Verwaltungssenat zum
Zweck der Durchführung von Berufungsverfahren nach
§ 70 Abs. 6 dritter Satz übermitteln. Der Unabhängige
Verwaltungssenat darf die Daten zu diesem Zweck ver-
arbeiten.

(13) Das Amt der Landesregierung darf von Bewer-
bern um Leistungen des Tiroler Bodenfonds und von
Empfängern solcher Leistungen folgende Daten verar-
beiten, sofern diese Daten zum Zweck der Feststellung
der Voraussetzungen für die Gewährung einer Fonds-
leistung bzw. zur Überwachung der bestimmungsge-
mäßen Verwendung gewährter Fondsleistungen und der
Einhaltung von Beschränkungen, Auflagen oder Bedin-
gungen erforderlich sind:

a) Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbar-
keitsdaten,

b) Rechtsakte, die zur Prüfung der Voraussetzungen
für die Gewährung einer Fondsleistung vorzulegen sind,

c) Art und Ausmaß der beantragten und der gewähr-
ten Fondsleistung,

d) Kostenvoranschläge, Rechnungen, Bankverbin-
dungen.

(14) Die Gemeindeämter, die Bezirksverwaltungsbe-
hörden, das Amt der Landesregierung, die mit der Voll-

ziehung des Tiroler Grundverkehrsgesetzes und des
Tiroler Aufenthaltsabgabegesetzes betrauten Behörden,
der Unabhängige Verwaltungssenat, die Planungsver-
bände und die Tourismusverbände haben die Daten zu
löschen, sobald diese für die Erfüllung der ihnen nach
diesem Gesetz obliegenden Aufgaben nicht mehr be-
nötigt werden.

(15) Als Identifikationsdaten im Sinn dieser Bestim-
mung gelten:

a) bei natürlichen Personen der Familien- oder Nach-
name und der Vorname, allfällige akademische Grade,
Standesbezeichnungen und Titel, im Fall des Abs. 8
weiters die Staatsangehörigkeit,

b) bei juristischen Personen die gesetzliche, sat-
zungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hin-
sichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten
nach lit. a.“

130. § 117 hat zu lauten:

„§ 117
Inkrafttreten, 

Umsetzung von Unionsrecht

(1) Dieses Gesetz tritt mit 26. Februar 1997 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Tiroler Raumordnungsgesetz
1994, LGBl. Nr. 81/1993, in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 4/1996 außer Kraft.

(2) Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

a) Richtlinie 96/82/EG des Rates zur Beherrschung
der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen
Stoffen, ABl. 1997 Nr. L 10, S. 13, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/2008, ABl. 2008
Nr. L 311, S. 1,

b) Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl.
2001 Nr. L 197, S. 30,

c) Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur
in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE), ABl.
2007 Nr. L 108, S. 1.“

131. Die Überschrift der Anlage hat zu lauten:
„Anlage zu den §§ 8, 48a und 49“

132. In der Anlage zu den §§ 8, 48a und 49 wird bei
Betriebstyp B folgender Satz angefügt:

„Sortimente von mit diesen Waren nicht artverwand-
ten Waren, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder Ge-
bindegrößen regelmäßig ohne Verwendung eines Kraft-
fahrzeuges abtransportiert werden können, dürfen
höchstens im geringfügigen Ausmaß angeboten werden.“
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Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2 nichts an-
deres bestimmt ist, mit 1. Juli 2011 in Kraft.

(2) Art. I Z. 125a tritt mit 31. Dezember 2010 in Kraft.
(3) § 40 Abs. 1 zweiter Satz, § 41 Abs. 2, § 42 Abs. 1,

3, 4a und 6, § 43 Abs. 2, 4 und 6, § 44, § 45 Abs. 2, § 46
Abs. 5, § 48, § 48a Abs. 2, § 49a, § 50, § 51, § 52 und § 53
Abs. 2 und 3 in der Fassung des Art. I sind auch auf die

am 30. Juni 2011 bestehenden oder bereits beschlosse-
nen Widmungen, gegebenenfalls nach Maßgabe des
§ 109 Abs. 4 in der Fassung des Art. I, anzuwenden.

(4) Auf Vorbehaltsflächen nach § 52 Abs. 1 lit. b des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 in der Fassung
LGBl. Nr. 27/2006 ist § 52 Abs. 6 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 2006 in derselben Fassung weiter an-
zuwenden.
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